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Der vorliegende Bericht Entwicklungen und Trends – 
Eine dynamische soziale Sicherheit für Europa: Wahl-
möglichkeiten und Verantwortung – wurde für das 
Regionalforum für soziale Sicherheit in Europa vorbe-
reitet, das auf Einladung der polnischen Sozialversiche-
rungsanstalt (ZUS) vom 3. bis zum 5. März 2010 in 
Warschau, Polen, stattfindet und von der Internationa-
len Vereinigung für soziale Sicherheit (IVSS) organi-
siert wird. Dies ist der dritte von insgesamt vier regio-
nalen Berichten über Entwicklungen und Trends, 
welche die IVSS-Regionalforen im Triennium 2008–
2010 begleiten und dokumentieren. Diese Berichte und 
Regionalforen beinhalten einen neuen Ansatz zum bes-
seren Verständnis der wichtigsten Herausforderungen, 
damit andere IVSS-Mitgliedsorganisationen in den 
verschiedenen Weltregionen daraus lernen und sie 
ihrerseits gezielter angehen können.

Die Bereitstellung von sozialer Sicherheit kann durch-
aus als europäisches Merkmal gelten, was belegt werden 
kann durch die weltweit erste Gesetzgebung zur sozia-
len Sicherheit: das Gesetz betreffend die Krankenversi-
cherung der Arbeiter, das 1884 in Deutschland in Kraft 
trat. So ist es schwierig, die Region zu betrachten, ohne 
den verbindenden Begriff des europäischen Sozial
modells zu erwähnen. Doch bestehen zwischen den 
Nationen große institutionelle Unterschiede bei der 
Bereitstellung von sozialer Sicherheit. Dies ist nach wie 
vor der Fall, trotz der seit 1952 andauernden wirt-
schaftlichen und politischen Expansion der Europäi-
schen Gemeinschaft/Europäischen Union hin zu einer 
besseren Koordination der Politik sowie, in den 
Ländern Zentral- und Osteuropas und der ehemaligen 
Sowjetunion, der Einführung eines marktwirtschaftli-
chen Systems ab 1989.

Trotz der nationalen Unterschiede stehen die Systeme 
der sozialen Sicherheit aus der Region vor einer Reihe 
gemeinsamer Herausforderungen. Dazu gehört auch 
die Nachfrage nach persönlichen Wahlmöglichkeiten 
bei Leistungen und Diensten. Diese Nachfrage spiegelt 
umfassendere Erwartungen hinsichtlich Qualität und 
Art der öffentlichen Diensterbringung wider, aber auch 
einen Wandel auf den Arbeitsmärkten, in den Famili-
enstrukturen und den gesellschaftlichen Normen. Die 
Bevölkerungsalterung ist ein weiterer wichtiger Faktor, 
wie auch die Auswirkungen der Globalisierung. Auch 
die aktuelle Wirtschaftskrise, die bei knapper werden-
den Ressourcen zu einer stärkeren Nachfrage nach 
sozialer Sicherheit führte, kann nicht ignoriert werden. 
Auf der Erbringerseite stellt man sich die Frage, wie die 
Programme der sozialen Sicherheit langfristig ausrei-
chend finanziert werden können. Unabhängig vom 
wirtschaftlichen Abschwung hängt dieses Problem 
hauptsächlich mit einer alternden sowie, in unter-
schiedlichem Ausmaß, von einer sich verringernden 
erwerbstätigen Bevölkerung ab.

Eine Hauptaussage dieses Berichts lautet dahingehend, 
dass alle Beteiligten in der Verantwortung stehen, für 
die soziale Sicherheit eine gesunde finanzielle Zukunft 
sicherzustellen. Die nachgefragten Wahlmöglichkeiten 
von Leistungen und Diensten verlangen nach einer 
Verbesserung der Administration. Aber genau wie Ver-
waltungen die Verantwortung tragen, kosteneffizient 
und leistungsorientiert zu arbeiten, so müssen auch die 
„Kunden“ der Systeme der sozialen Sicherheit verant-
wortungsvoll handeln. Insgesamt ist entscheidend, dass 
eine geeignete Führung sichergestellt wird. Wenn das 
Verhalten geändert werden soll, bleibt letztlich nichts 
anderes übrig, als dass die Verwaltungen der sozialen 

Vorwort
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Sicherheit – die Mitgliedsorganisationen der IVSS – 
mit gutem Beispiel vorangehen. Zu den verschiedenen 
Aspekten, welche die IVSS unter dem Begriff dynami-
sche soziale Sicherheit zusammenfasst, gehört genau 
auch die Anforderung nach Innovation, die zu einer 
verbesserten Effizienz führt.

Dieser Bericht verfolgt drei Ziele: Erstens werden die 
wichtigsten neuen Entwicklungen und Trends in 
Europa zusammengefasst und interpretiert; zweitens 
werden für die Session Entwicklungen und Trends des 
Regionalforums für soziale Sicherheit in Europa die 
wichtigsten Diskussionsgrundlagen bereitgestellt; und 
drittens wird für das Gipfeltreffen für soziale Sicherheit 
in Europa der allgemeine Kontext geschildert. An den 

Gesprächsrunden während des Regionalforums erhal-
ten wir alle die Gelegenheit, diesen Bericht durch eigene 
Beiträge zu ergänzen und die Ergebnisse zu diskutieren. 
Ich hoffe, dass der Bericht die Gespräche anregt, und 
lade Sie alle herzlich ein, vor, während und nach dem 
Regionalforum für soziale Sicherheit in Europa, das in 
Warschau stattfindet, aktiv zur Vervollständigung des 
Berichts beizutragen. Die Ergebnisse der Gespräche 
werden sodann am Weltforum für soziale Sicherheit 
präsentiert, das vom 29. November bis zum 4. Dezem-
ber 2010 in Kapstadt, Südafrika, stattfindet.

Hans-Horst Konkolewsky
Generalsekretär
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KAPITEL 1

Der regionale Kontext

Innerhalb der Region variiert auch das Durchschnitts-
einkommen stark. Innerhalb der EU reicht der mittlere 
Jahresverdienst von maximal 47 000 EUR in Luxem-
burg bis zu minimal 2 000 EUR in Bulgarien. Die 
Frauen verdienen in der EU im Durchschnitt weniger 
als 85 Prozent dessen, was Männer verdienen, aber 
auch diese Zahlen verbergen große Schwankungen 
über die Länder hinweg. In Belgien, Irland, Portugal, 
Slowenien und Malta liegt das mittlere Einkommen der 
Frauen höchstens 10 Prozent unter demjenigen der 
Männer, während der Unterschied im Vereinigten 
Königreich 21 Prozent und in Estland 30 Prozent 
beträgt. Die kirgisischen Frauen verdienen im Durch-
schnitt ein Drittel weniger als die Männer, und in 
Georgien sind es ungefähr zwei Drittel weniger.

Als globale Wiege der sozialen Sicherheit ist Europa die 
Heimat der ältesten und höchstentwickelten Systeme 
der sozialen Sicherheit sowie der weltweit längsten ins-
titutionellen Erfahrung in deren Verwaltung (SSA und 
IVSS, 2008). Trotz des verbreiteten Bildes eines europä-
ischen Sozialmodells variieren der institutionelle Cha-
rakter und die Mischung der Sozialversicherungs-, 
Sozialhilfe- und Gegenseitigkeitssysteme in der Region 
beträchtlich. Dennoch besteht hinsichtlich der von den 
Programmen der sozialen Sicherheit gedeckten Risiken 
in den Ländern der weiter gefassten Region Europa 
eine große Ähnlichkeit. Durch Pf lichtprogramme 
gedeckt sind die Risiken Alter, Invalidität, Hinterblie-
bene, Krankheit, Mutterschaft, Berufsunfälle und 

Die Region Europa ist für die Internationale Vereini-
gung für soziale Sicherheit (IVSS) ein weitgefasstes 
Territorium.1 Die Gesamtbevölkerung dieser bedeuten-
den Region beträgt annähernd eine Milliarde Men-
schen, von denen 500 Millionen in den 27 Mitglieds-
staaten der Europäischen Union (EU) leben.2 Einige 
IVSS-Mitgliedsorganisationen vertreten Länder und 
Kronbesitzungen der britischen Krone mit weniger als 
einer Million Einwohnern (Andorra, Zypern, Guern-
sey, Jersey, Isle of Man, Malta, Luxemburg und San 
Marino). Weiter im Osten liegt die Russische Födera-
tion (nachfolgend Russland genannt), die Heimat von 
142 Millionen Menschen.

Die verschiedenen Volkswirtschaften der Region 
Europa unterscheiden sich stark voneinander. Manche 
stehen in Gebieten wie Luftfahrt, Pharma-Industrie, 
alternative Energiequellen und Kommunikation an vor-
derster Front der technologischen Innovation. Andere 
Länder sind vorwiegend landwirtschaftlich geprägt. 
Wieder andere beziehen ihre Haupteinnahmen aus dem 
Absatz von Rohstoffen. Diese Unterschiede schlagen 
sich in stark unterschiedlichen Beschäftigungsquoten 
nieder. In den nordischen Ländern verfügen ungefähr 
drei Viertel der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter 
über eine Arbeit. Diese Rate liegt viel tiefer in Italien (59 
Prozent) und in zahlreichen der neueren EU-Mitglieds-
staaten wie Ungarn und Polen (55 Prozent). In der 
Republik Mazedonien haben nur 34 Prozent der Men-
schen im erwerbsfähigen Alter eine Beschäftigung.

1.	 Die Region Europa der IVSS entspricht der vom Internationalen Arbeitsamt definierten Region Europa und Zentralasien.

2.	 Die 27 EU-Mitgliedsstaaten sind Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg, die Niederlande (beigetreten 1952), Dänemark, Irland, Vereinigtes Königreich 
(beigetreten 1973), Griechenland (beigetreten 1981) [EU-10], Portugal, Spanien (beigetreten 1986), Finnland, Österreich, Schweden (beigetreten 1995) [EU-15], 
Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern (beigetreten 2004) [EU-25], Bulgarien und Rumänien (beigetre-
ten 2007) [EU-27].
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In vielen Teilen Europas fördert der technologische Fort-
schritt die individuellen Wahlmöglichkeiten. Durch den 
Fortschritt entsteht eine – von der Wirtschaft befriedigte 
– Nachfrage nach Produkten und Dienstleistungen, die 
auf persönliche Bedürfnisse zugeschnitten sind. Diese 
Tendenz kann bei Investitionsstrategien, der medizini-
schen Behandlung und der Gestaltung von Arbeitsplät-
zen und Wohnräumen sowie der Ausstattung von Fahr-
zeugen, Büros und Eigenheimen beobachtet werden. 
Bezüglich der Erbringung von Leistungen und Diensten 
im Bereich der sozialen Sicherheit wurden vermehrt 
individuelle Sparkonten gefördert und vorwiegend in 
Zentraleuropa umgesetzt; dadurch wird das Angebot für 
die Versicherten größer. 

Frühe Erfahrungen weisen jedoch darauf hin, dass die 
größeren Wahlmöglichkeiten bei der sozialen Sicher-
heit die Entscheidungsträger und Verwaltungsfachleute 
der sozialen Sicherheit vor eine Reihe schwieriger 
Fragen stellen. Wie kann dem Einzelnen eine sinnvolle 
und angemessen geregelte Wahlmöglichkeit geboten 
werden, ohne dass der erforderliche Schutz, den die 
Systeme der sozialen Sicherheit gewährleisten sollen, 
darunter leidet? Wie können die Größenvorteile eines 
nationalen Gesamtsystems bewahrt werden? Wie kann 
verhindert werden, dass die Angemessenheit der Leis-
tungen leidet, weil die Verwaltungskosten durch die 
institutionelle Aufsplitterung bei der Bereitstellung 
sozialer Sicherheit steigen? Wie kann sichergestellt 
werden, dass die Einzelnen über die nötigen Fähigkei-
ten und Informationen verfügen, um Entscheidungen 
zu fällen, die ihr Wohl steigern?

Die Globalisierung brachte für viele Länder einen 
erhöhten Wettbewerbsdruck. Da das Kapital leichter 
dahin fließt, wo die Produktionskosten am niedrigsten 
sind, sahen sich viele Regierungen unter Druck gesetzt, 
die Arbeitsgesetze zu lockern, sodass Unternehmen 
Arbeitnehmer leichter einstellen und entlassen, ihnen 
weniger bezahlen und sie flexibler einsetzen können. 
Durch diese beiden Entwicklungen haben Zeitarbeit 
und Teilzeitarbeit zugenommen. Allein in der EU-15 
nahm die Zeitarbeit von 1995 bis 2006 um 25 Prozent 
zu, und jede fünfte Arbeitsstelle ist eine Teilzeitstelle 
(IAA, 2009). Ähnliche Entwicklungen waren auch in 
Zentral- und Osteuropa zu beobachten.

Eine dynamische soziale Sicherheit für Europa: Wahlmöglichkeiten und Verantwortung

Arbeitslosigkeit, und es wird auch eine Unterstützung 
für Familien geboten. Immer mehr Länder entwickeln 
Systeme mit Leistungen für die Langzeitpflege, entwe-
der als Geld- oder als Sachleistungen.

Innerhalb der Region stellt man beträchtliche Unter-
schiede fest bei der Höhe der Sozialausgaben und bei 
der Deckung. Innerhalb der EU liegen die Sozialausga-
ben in Frankreich, Schweden und Belgien über 30 
Prozent des BIP, in Lettland, Estland, Litauen und 
Rumänien jedoch unter 15 Prozent. In den Nicht-EU-
Ländern betragen die Sozialausgaben im Durchschnitt 
13 Prozent des BIP. Jedoch weisen auch diese Länder 
untereinander große Unterschiede auf, wobei Kroatien 
und die Republik Mazedonien mehr als 20 Prozent 
ihres BIP für Soziales ausgeben, während es in Arme-
nien und Aserbaidschan weniger als 10 Prozent sind 
(IAA, 2009). Während die meisten westeuropäischen 
Länder einen hohen Deckungsgrad aufweisen, ist dies 
in anderen Teilen der Region weniger der Fall, da der 
informelle Sektor oft groß ist und die Löhne der formel-
len Wirtschaft chronisch schlecht dokumentiert sind.

Die meisten Länder der Region stützen sich bei der 
Erbringung sozialer Sicherheit auf öffentliche Institutio-
nen, wobei die Hauptbeteiligten der Systeme – Arbeit-
nehmer, Arbeitgeber und in manchen Fällen Rentner – 
beratend mitwirken, oft als Mitglieder eines leitenden 
Gremiums. Einige Länder bauen allerdings allein auf 
den Staat (z.B. Altersrente in Ungarn und Bosnien-
Herzegowina); und in einigen wenigen Fällen verwalten 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber gemeinsam und ohne 
Staatsbeteiligung nationale Systeme (z.B. Zusatzrente in 
Frankreich). In immer mehr Staaten wird die soziale 
Sicherheit teilweise durch Privatunternehmen verwaltet. 
Dies ist insbesondere charakteristisch für die Rentenver-
waltung in Russland und die meisten Mitgliedsstaaten, 
die zwischen 2004 und 2007 der EU beigetreten sind. 
Dabei wird ein Anteil der Beitragseinnahmen auf privat-
wirtschaftlich verwaltete Individualkonten überwiesen.

Obwohl die Systeme der sozialen Sicherheit innerhalb 
der Region eine große institutionelle Bandbreite auf-
weisen, haben sich bis zu einem gewissen Grad vier 
größere Trends herausgebildet, welche den Kontext 
bestimmen, innerhalb dessen die Systeme operieren.
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Für die Systeme der sozialen Sicherheit bringt die Glo-
balisierung das Risiko geringerer Deckung und unan-
gemessener Leistungen, da die Regierungen sich vor 
allem bemühen, ein wirtschaftsfreundliches Umfeld zu 
bieten, indem sie die Arbeitgeberbeiträge zur sozialen 
Sicherheit beschränken oder senken. Gleichzeitig 
erzeugt die Globalisierung einen starken Druck, auch 
für Arbeitnehmer in prekäreren Beschäftigungsver-
hältnissen eine Deckung durch soziale Sicherheit zu 
gewährleisten. Für die Länder der EU-27 waren diese 
komplexen Herausforderungen der Beginn von Ent-
wicklungen, die unter dem Begriff „Flexicurity“3 
stehen. Zudem bemühte man sich, was nicht weniger 
wichtig ist, die Beschäftigungs- und Sozialpolitik aktiv 
in den Arbeitsmarkt einzubinden, damit nicht nur 
mehr, sondern auch bessere Anstellungsverhältnisse 
entstehen. Für alle Länder sollte die Schaffung neuer 
Stellen mit besseren Arbeitsbedingungen einhergehen. 
In der Europäischen Union konnte die Anzahl der 
Unfälle und Todesfälle am Arbeitsplatz seit 2000 durch 
eine vermehrte Sicherheit und Gesundheit bei der 
Arbeit verringert werden. Höhere Indizes für Sicherheit 
und Gesundheit bei der Arbeit wirken sich auch positiv 
auf die Werte der allgemeinen Gesundheit und des 
Wohlbefindens aus und sind wichtig, um letztendlich 
Europas Ziel einer größeren wirtschaftlichen Wettbe-
werbsfähigkeit und Produktivität zu erreichen.

Die Bevölkerungsalterung ist ein dritter, grosser bedeu-
tender Trend. Die Lebenserwartung stieg innerhalb der 
EU zwischen 1960 und 2000 im Durchschnitt um vier 
Jahre.4 Zwischen 2000 und 2060 soll sie Berechnungen 
zufolge für Männer um 8,5 Jahre und für Frauen um 

6,9 Jahre ansteigen. Zugleich sank die Geburtenziffer 
deutlich unter die für eine konstante Bevölkerung nötige 
Quote von 2,1 Geburten pro Frau. In den EU-Ländern 
mit der höchsten Fertilität, Frankreich und Irland, liegen 
die Geburtenraten bei bzw. knapp unter 2,0 Geburten pro 
Frau. Die Niederlande, das Vereinigte Königreich und die 
skandinavischen Länder folgen mit wenig Abstand. Beim 
Großteil der europäischen Länder liegen die Werte jedoch 
bei oder unterhalb von 1,4. Andererseits weist Tadschiki-
stan eine Geburtenrate von 3,3 auf, während Kasachstan, 
Kirgisistan, Turkmenistan und Usbekistan mit ungefähr 
2,5 ebenfalls sehr hoch liegen (EK, 2009a).

Die Europäische Kommission (EK) prognostiziert, dass 
der kombinierte Effekt der höheren Lebenserwartung 
und der niedrigeren Geburtenzahlen das Verhältnis von 
aktiver zu inaktiver Bevölkerung innerhalb der EU von 
2,7 zu 1 im Jahr 2009 bis 2060 auf ca. 1,4 zu 1 senken 
wird. Der erwerbstätige Teil der Bevölkerung von 
morgen wird also einen stark gewachsenen inaktiven 
Bevölkerungsteil unterstützen müssen. Angesichts dieser 
Verschiebungen und der heutigen Arbeitsproduktivität 
können die gegenwärtigen Rentenalter, Beitragssätze 
und Leistungsniveaus nicht alle beibehalten werden. Es 
wird zu starken Einschnitten bei den Sozialausgaben 
kommen müssen, und solche wurden in manchen 
Ländern tatsächlich schon umgesetzt. Die EK schätzt, 
dass die EU ihre Ausgaben bis 2060 um 4,7 Prozent des 
BIP steigern muss (siehe Kasten 1.1). Die „Lissabon-Stra-
tegie“ der EU5 versucht, die höhere finanzielle Belastung 
durch die Alterung mit einer Steigerung der nationalen 
Beschäftigungsquoten und einer erhöhten Produktivität 
aufzufangen. Auf ähnliche Art und Weise kann es durch 

Kapitel 1 Der regionale Kontext

3.	F lexicurity bemüht sich um einen Interessenausgleich zwischen flexiblen Arbeitsmärkten und einem hohen Maß an sozialer Sicherheit. Erste Anzeichen weisen darauf 
hin, dass Flexicurity trotz der negativen Auswirkungen der Krise auf die Beschäftigung das zentrale Konzept der Sozial- und Wirtschaftspolitik der EU bleibt.

4.	 In den Ländern Zentral- und Osteuropas und der ehemaligen Sowjetunion war in den 1990er-Jahren ein Gegentrend zu beobachten, dass nämlich die Lebenserwartung 
abnahm, und zwar vorwiegend bei den Männern. Dieser Trend ist seither zum Erliegen gekommen und hat sich in den meisten dieser Länder umgekehrt.

5. 	 Die Lissabon-Strategie stammt aus dem Jahr 2000 und stützt sich gegenwärtig auf drei Säulen: eine wirtschaftliche Säule zur Entwicklung der EU als wettbewerbsfähi-
ger und dynamischer, wissensgestützter Wirtschaftsraum; eine soziale Säule zur Modernisierung des europäischen Sozialmodells, einschließlich Förderung einer aktiven 
Beschäftigungspolitik; und eine ökologische Säule, wonach das Wirtschaftswachstum von der Nutzung von Rohstoffen entkoppelt werden muss.

1.1.  Die Kosten der Alterung in der EU-27 bis 2060, prozentuale Änderung des BIP

Altersrenten Gesundheit Langzeitpflege Arbeitslosenleistungen Bildung Insgesamt

+2,4 +1,5 +1,1 –0,2 –0,2 +4,7

Quelle: EK, 2009a.

Anmerkung: gerundete Zahlen.
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1.2.  �Prozentsatz der Arbeitslosen mit Arbeitslosenleistungen 
(gewichtet durch die Erwerbsbevölkerung)

Region Empfänger von Arbeitslosenleistungen (%)

Westeuropa 77*

Zentral- und Osteuropa 23 

GUS 28

Quelle: IAA, 2009, Abbildung 1.

* Diese Zahl setzt sich zusammen aus 49 Prozent beitragsfinanzierten Leistungen und 28 Prozent steuerfinanzierten Leistungen.

positive Netto-Migrationsraten in vielen Ländern der 
Region Europa zu einer gewissen Produktivitätssteige-
rung und höheren Steuereinnahmen kommen.

Die für die soziale Sicherheit letztlich relevante Ent-
wicklung ist die globale Finanz- und Wirtschaftskrise, 
welche die Volkswirtschaften in der Region stark 
geschwächt hat. 2009 soll die Euro-Zone Prognosen 
zufolge um 4,2 Prozent schrumpfen; die Länder Zentral- 
und Osteuropas (ZOE) um 3,7 Prozent; und die Staaten 
der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) um 5,1 
Prozent (IWF, 2009a). Während einige Indikatoren 
nahelegen, dass das Schlimmste vorbei ist, wächst die 
Arbeitslosigkeit nach wie vor und stellt für die Erwerbs-
bevölkerung der Region eine ernste Bedrohung dar.6

Die umfassenden Systeme der sozialen Sicherheit in 
Europa und nicht zuletzt auch die Arbeitslosenpro-
gramme wirken in diesem Kontext als automatische 
wirtschaftliche Stabilisatoren, indem sie diejenigen, die 
ihre Stelle verloren oder Gehaltseinbußen erlitten haben, 
mit finanziellen Mitteln unterstützen. Die Systeme 
ihrerseits schreiben große Defizite, die immer mehr 
nach Hilfen durch Staatseinnahmen verlangen, wobei 
die Staaten selber ebenfalls schnell wachsende Schulden 
verzeichnen. In den Niedrigeinkommensländern Süd-
osteuropas (SOE) und der GUS wurden die Arbeitslo-
senleistungen in den 1990er-Jahren stark beschnitten, 
sowohl hinsichtlich der ausgezahlten Beträge als auch 
bei der Anspruchsberechtigung (siehe Kasten 1.2). 
Durch diese Ausfälle befinden sich viele Arbeitnehmer 
in der GUS und in SOE ohne dieses wesentliche Auf-
fangnetz in einer finanziellen Notlagen. 

Im Hinblick darauf ist die Dauer der globalen Rezes-
sion von ganz entscheidender Bedeutung. Innerhalb 
der EU-15 wird sie bestimmend sein dafür, ob die 
gegenwärtige Unterstützung mit Arbeitslosenleistun-
gen aufrechterhalten werden kann und wie stark die 
langfristigen Fehlbeträge der Rentensysteme durch die 
wirtschaftliche Abschwächung anschwellen werden. 
Die EK geht von drei Erholungsszenarien aus: ein 
schneller wirtschaftlicher Wiederaufschwung, ein ver-
lorenes Jahrzehnt oder ein bleibender Schock (EK, 
2009a). Ein schneller Wiederaufschwung dürfte die 
prognostizierten langfristigen Fehlbeträge aus der 
Bevölkerungsalterung im Vergleich zur „Baseline“-
Prognose bis 2060 aus Kasten 1.1 weitgehend unbeein-
flusst lassen. Im zweiten und dritten Szenario hingegen 
würden die langfristigen Rentenkosten um 20 bis 
30 Prozent steigen und damit schwächere Wirtschafts-
systeme stark belasten. Außerhalb der EU würde eine 
anhaltende Rezession weit härtere Folgen zeitigen, und 
es bestünde das Risiko um sich greifender Armut, eines 
schwindenden gesellschaftlichen Zusammenhalts und 
politischer Instabilität.

Der vorliegende Bericht kann natürlich nur ein 
beschränktes Themenspektrum behandeln. So werden 
etwa nicht alle Zweige der sozialen Sicherheit berück-
sichtigt, und auch eine vertiefte Diskussion aller gegen-
wärtigen Probleme und Herausforderungen bei der 
Verwaltung von Systemen der sozialen Sicherheit findet 
nicht statt. Dennoch versucht der Bericht aufzuzeigen, 
wie die Entscheidungsträger der sozialen Sicherheit die 
gegenwärtigen Herausforderungen angehen, mit ihren 
Programmen auf neue Einschränkungen reagieren und 

6.	 In der EU ist die Arbeitslosigkeit von 6,9 Prozent im Dezember 2007 auf 8,9 Prozent im Juni 2009 gestiegen, und 2010 soll sie laut Vorhersagen 10 Prozent erreichen 
(IWF, 2009b).
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7.	 Siehe McKinnon (2007), die erste Arbeit zum konzeptuellen Rahmen, sowie Sigg (2007) und McKinnon (2009), umfassendere Analysen der dynamischen sozialen 
Sicherheit.

Kapitel 1 Der regionale Kontext

1.3.  Dynamische soziale Sicherheit

Als Analysewerkzeug zur Feststellung von Veränderungen und zur Bestimmung eines möglichen Wegs in die Zukunft für die 

soziale Sicherheit, auch für eine so heterogene Region wie Europa, kann die dynamische soziale Sicherheit definiert werden als:

Strategien und Prozesse, die darauf ausgerichtet sind, breit zugängliche und tragbare Systeme der sozialen Sicherheit zu garan-

tieren, die nicht nur Schutz gewähren, zur Prävention anregen und die Rehabilitation und (Re-)Integration unterstützen, sondern 

auch zu einem größeren gesellschaftlichen Zusammenhalt und höherer wirtschaftlicher Produktivität führen.

1.4.  Gemeinsame Herausforderungen für Europas Systeme der sozialen Sicherheit

– Nachfrage nach mehr individuellen Wahlmöglichkeiten und qualitativen Verbesserungen der Leistungen und Dienste.

– �Die Auswirkungen der Globalisierung: größere Ströme von Menschen, Gütern, Diensten und Kapital über die Landesgrenzen 

hinweg.

– Bevölkerungsalterung.

– Die wirtschaftlichen, steuerlichen und sozialen Folgen der gegenwärtigen Wirtschaftskrise.

zugleich die Struktur ihrer Systeme an laufende sowie 
neue Bedürfnisse anpassen.

Als Antwort auf genau diese Einschränkungen und 
Bedürfnisse sowie zur Unterstützung der Programmpla-
nung und der operationellen Ergebnisse der Mitglieds-
organisationen hat die IVSS den Rahmen einer „dyna-
mischen sozialen Sicherheit“ geschaffen und mit einer 
umfassenden Dokumentation versehen.7 Ein wichtiges 
Ziel des Rahmens dynamische soziale Sicherheit (DSS) 
ist die Unterstützung leistungsfähiger, tragbarer und 
breit zugänglicher Verwaltungen und Programme der 

sozialen Sicherheit. Die in diesem Bericht vorgestellten 
Entwicklungen werden anhand dieses Rahmens analy-
siert und interpretiert (siehe Kasten 1.3).

Eine Analyse der neuesten Entwicklungen und Trends 
in der Region Europa zeigt, dass die zahlreichen und 
unterschiedlichen Mitgliedsorganisationen der IVSS 
bezüglich des allgemeinen Umfelds vor vier gemeinsa-
men Herausforderungen stehen (siehe Kasten 1.4). Der 
Hauptteil dieses Berichts zeigt nun, wie diese vier Her-
ausforderungen die Erbringung von sozialer Sicherheit 
beeinflussen.
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In Europa zehren die Renten am stärksten an den Res-
sourcen der sozialen Sicherheit und bieten für die 
meisten Bürger die längsten Unterstützungsperioden. 
Sie sind das Herzstück der sozialen Sicherungssysteme. 
Die neuesten Rentenreformen können nach ihren 
Zielen in drei große Gruppen unterteilt werden: Stär-
kung der Rentenfinanzierung, Eindämmung der 
Risiken bei privaten Renten sowie Anhebung der 
Mindestrenten. 

Stärkung der Rentenfinanzierung
Die Bevölkerungsalterung wird in den Ländern 
Europas zu einer Verringerung des Verhältnisses von 
aktiver zu inaktiver Bevölkerung führen und damit die 
Rentenfinanzierung belasten. Schätzungen gehen 
davon aus, dass die Alterung bis 2060 zu einem Anstieg 
der Rentenausgaben um durchschnittlich 2,4 Prozent-
punkte des BIP führen wird, d.h. von 10,2 Prozent auf 
12,6 Prozent (EK, 2009a).

In den meisten Ländern besteht noch ein weiterer, 
weniger oft erörterter Druck auf die Finanzen der Ren-
tensysteme: die informelle, nicht gemeldete Arbeit. Es 
ist schwierig, genaue Statistiken zu erhalten, und die 
günstigsten Schätzungen gehen davon aus, dass die 
informelle Arbeit 15 bis 20 Prozent des BIP der gesam-
ten EU-15 ausmacht, und in vielen EU-Mitgliedsstaa-
ten, die seit 2004 beigetreten sind, dürfte diese Ziffer 
etwa doppelt so hoch liegen (Schneider und Klinglmair, 

2004). In der EU-15 berichteten in jüngster Zeit Grie-
chenland und Italien über große Probleme, weil Löhne 
ohne Entrichtung von Steuern und Sozialbeiträgen aus-
gezahlt wurden (EK, 2006a). Ohne diese Beiträge 
fehlen den umlagefinanzierten Systemen die Ressour-
cen, um die derzeitigen Rentner auszuzahlen, sodass 
ein unmittelbarer finanzieller Druck entsteht, das 
Ruhestandsalter zu erhöhen. In Serbien und Bosnien-
Herzegowina ist das Ungleichgewicht deutlich; hier 
führte das Ausmaß der informellen Beschäftigung 
dazu, dass das Verhältnis von Beitragszahlern zu Rent-
nern auf 1,25 bis 1 gesunken ist. Dies ist bereits weniger 
als das Verhältnis von 1,4 zu 1, das für 2060 in der EU 
prognostiziert wird, wenn die Babyboom-Generation 
in den Ruhestand getreten ist.

Die Anstrengungen zur Stärkung der Rentenfinanzie-
rung können in drei große Gruppen unterteilt werden. 
Erstens erhöhen praktisch alle Länder ihr Rentenein-
trittsalter.8 Vorreiter sind hier Deutschland und das 
Vereinigte Königreich, wo innerhalb der nächsten 25 
bis 35 Jahre stufenweise das neue gesetzliche Rentenal-
ter von 67 Jahren eingeführt werden wird. Seit dem 
Beginn der globalen Rezession wird in mehreren 
Ländern eine weitere Erhöhung diskutiert (im Verei-
nigten Königreich, in der Tschechischen Republik, in 
Finnland, Griechenland, Ungarn, Lettland, den Nie-
derlanden, Slowenien und in der Türkei). So werden 
auch die für eine Vollrente erforderlichen Beitragsjahre 

KAPITEL 2

Sicherung eines angemessenen 
Renteneinkommens

8.	R ussland und die Ukraine sind diesbezüglich mit ihrem aus dem Jahr 1928 stammenden Rentenalter Ausnahmen (60 Jahre für Männer und 55 Jahre für Frauen).
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schrittweise erhöht und die „Fluchtwege“ einge-
schränkt, auf denen sich Arbeitnehmer frühzeitig aus 
dem Erwerbsleben verabschieden können (Frührente, 
Invalidenrenten und ausgedehnter Krankenurlaub). In 
einigen Ländern sind diese Maßnahmen auf starken 
Widerstand gestoßen. Bosnien-Herzegowina, Kroa-
tien, Kirgisistan und Moldawien haben eine Erhöhung 
des Rentenalters auf später verschoben oder eine 
bereits beschlossene außer Kraft gesetzt. Dennoch 
stieg das mittlere Alter des Austritts aus dem Erwerbs-
leben in der EU-25 von 2001 bis 2007 um 1,3 Jahre. In 
der EU-15 betrug der Anstieg 1,2 Jahre; in der EU-10 
ganze 2 Jahre (siehe Kasten 2.1). Betont werden muss, 
dass die stark variierende Lebenserwartung in den 
europäischen Ländern und einzelnen Bevölkerungs-
gruppen zu sehr unterschiedlichen Auswirkungen 
sowohl auf die Versicherten als auch auf die Finanzen 
der Rentensysteme führt.

Zweitens versuchen viele Länder mit ihren Reformen, 
die Leistungen stärker an die Beiträge zu koppeln, 
welche die Versicherten im Verlauf ihres Erwerbsle-
bens einzahlen. Vertreter dieser Art von Reformen 
sind der Ansicht, die versicherungsmathematische 
Gerechtigkeit werde dadurch erhöht. Im Hinblick auf 
die Leistungsangemessenheit wirkt sich dies im Allge-
meinen weniger günstig aus, als wenn die letzten Bei-

tragsjahre berücksichtigt werden, und schafft deshalb 
Anreize, den Renteneintritt hinauszuschieben. Festbei-
tragssysteme mit fiktiven Einkommensrentenkonten 
(Notional Defined Contribution, NDC) erreichen diese 
Kopplung am offensichtlichsten, da die Leistungen bei 
diesen Systemen gänzlich von den eingezahlten Beiträ-
gen abhängen. Schweden, Italien, Polen, Lettland, 
Russland und Kirgisistan sind dabei, solche Systeme 
einzuführen. Eine ähnliche Kopplung wird durch die 
neuen Rentenpunktsysteme erreicht, wie sie in Bulga-
rien, Kroatien, Rumänien und der Slowakei eingeführt 
wurden, die sich nicht stark vom deutschen Modell 
unterscheiden. Wenn privates Sparen durch eine Sozi-
alversicherung substituiert wird, stärkt dies ebenfalls 
die Kopplung zwischen Beiträgen und Leistungen. Die 
hohe Volatilität auf den Wertpapiermärkten kann 
jedoch dazu führen, dass Mitglieder eines ganz ähnlich 
gestalteten Programms sehr unterschiedliche indivi
duelle Leistungen erhalten. Diese Subsitution ist in 
einigen Ländern der Region bereits stark fortgeschrit-
ten (Kroatien, Republik Mazedonien, Schweden und 
die meisten neueren EU-Mitgliedsstaaten sowie 
Kasachstan).

Drittens haben eine Reihe von Ländern (Schweden, Finn-
land, Polen, Lettland und Deutschland) Maßnahmen 
eingeführt, um die Finanzierung der Rentensysteme zu 

Eine dynamische soziale Sicherheit für Europa: Wahlmöglichkeiten und Verantwortung

2.1.  Mittleres Alter beim Austritt aus dem Erwerbsleben, 2001 und 2007

2001 2007 Änderung

EU-25 59,9 61,2 +1,3

EU-15 60,3 61,5 +1,2

EU-10 57,6 59,6 +2,0

Quelle: EK, 2009a, Tabelle 9.

2.2.  Stabilisierung der Finanzierung der Rentensysteme

Verschiedene Optionen zur engeren Kopplung der Rentenleistungen an die Lebenserwartung:

– Systeme mit festgelegten Beiträgen wie in Ungarn und Dänemark.

– �Festbeitragssysteme mit fiktiven Einkommensrentenkonten (Notional Defined Contribution, NDC) wie in Italien und Schweden.

– Anpassung der Leistungsniveaus in Systemen mit garantierten Leistungen wie in Finnland und Deutschland.

– Änderung der Anspruchsbedingungen wie in Frankreich und Dänemark.

Quelle: IPE, 2009.
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stabilisieren, indem die Leistungen automatisch reduziert 
werden, da das Verhältnis von aktiven Arbeitnehmern zu 
Rentenbezügern durch die Bevölkerungsalterung sinkt 
(siehe Kasten 2.2). Andere Länder haben von einer Lohn-
indexierung zu einer Preisindexierung gewechselt (Grie-
chenland, Frankreich und Österreich) oder zu gemisch-
ten Indizes mit beiden Komponenten (Bulgarien, Estland, 
Ungarn und Polen) (EK, 2009a). Wenn man davon 
ausgeht, dass die Löhne wie in der Vergangenheit schnel-
ler steigen als die Preise, dann kommt es durch diese 
Indizes über die Zeit, verglichen mit dem Lohnniveau, zu 
einer Rentensenkung.

In manchen Ländern entfalten diese Reformen durch 
ihre Kombination eine beträchtliche Wirkung, sodass 
einige sich einer langfristigen Rentenzahlungsfähigkeit 

annähern. Dennoch gilt es, zwei Warnungen zu 
beachten.

Erstens verdecken Mittelwerte oft große Schwankungen. 
Diese können in Kasten 2.3 ersehen werden, wo die Leis-
tungsverhältnisse der öffentlichen Renten 2007 mit den 
EK-Prognosen für 2060 in diesen Ländern verglichen 
werden und die größten und kleinsten erwarteten Ände-
rungen aufgeführt sind. Estland, Lettland, Polen und 
Schweden stehen vor größeren Rückgängen der öffentli-
chen Renten. Obwohl diese teilweise durch die Entwick-
lung obligatorischer privater Renten aufgefangen werden, 
werden die privaten Renten die Verluste doch in keinem 
Fall voll kompensieren können. In einigen Ländern wird 
der Quotient öffentlicher Renten zu Löhnen in Zukunft 
signifikant größer werden. Griechenland und Zypern 

Kapitel 2 Sicherung eines angemessenen Renteneinkommens

2.3.  Leistung/Lohn-Quotient der öffentlichen Renten* 

2007 2060 Änderung in Prozenten

Rumänien 29 37 +26

Irland 27 32 +16

Griechenland 73 80 +10

Vereinigtes Königreich 35 37 +7

Zypern 54 57 +5

Belgien 45 43 –4

Dänemark 39 38 –4

Luxemburg 46 44 –4

Finnland 49 47 –5

Malta 42 40 –6

Norwegen 51 47 –8

Bulgarien 44 36 –20

Frankreich 63 48 –25

Slowakei 45 33 –27

Portugal 46 33 –29

Österreich 55 39 –30

Schweden 49 30 –39

Estland 26 16 –40

Lettland 24 13 –47

Polen 56 26 –54

Quelle: EK, 2009a. 

* Mittlere Leistung als Anteil des Lohns im nationalen Wirtschaftsgebiet.
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weisen bereits heute einen hohen solchen Quotienten auf 
und stehen vor großen Zunahmen in der Zukunft. In 
Rumänien und Irland nehmen die öffentlichen Renten-
niveaus laut Vorhersagen ebenfalls zu, aber von weit 
niedrigeren Ausgangspunkten.

Es muss darauf hingewiesen werden, dass die Vorher-
sagen auf der Grundlage gegenwärtiger Gesetze erstellt 
wurden; diese können von den Regierungen jedoch 
geändert werden. So liegt eines der Ziele der EK-Prog-
nosen in der Tat darin, die Regierungen beim Ent-
scheid solcher Reformen zu unterstützen. Ein jüngst 
veröffentlichter Bericht hat eine Rangliste der EU-Mit-
gliedsstaaten erstellt, je nach Bedrohung der öffentli-
chen Finanzen durch die Bevölkerungsalterung. Der 
Bericht kommt zu dem Schluss, dass in den meisten 
Ländern aufgrund der kombinierten Wirkung von 
Bevölkerungsalterung, globaler Rezession und in 
manchen Fällen einer schwachen Finanzlage Rentenre-
formen nötig sind (EK, 2009b).

Eine zweite Ungewissheit besteht darin, dass unbere-
chenbar ist, wie die Arbeitnehmer auf höhere Rentenal-
ter reagieren werden, insbesondere vor dem wirtschaft-
lichen Hintergrund der gegenwärtigen Rezession und 
steigenden Arbeitslosigkeit. Durch höhere Rentenein-
trittsalter könnten einige ältere Arbeitnehmer plötzlich 
zugleich ohne Stelle und für einige Jahre ohne Rente 
dastehen, sowie mit einer niedrigeren Rente im Ruhe-
standsalter. Dieses Szenario stellt die Länder vor das 
nicht unbedeutende Risiko vermehrter Altersarmut, 
insbesondere bei Frauen. Das erhöhte Risiko für Frauen 
beruht auf dem anhaltenden Lohngefälle zwischen den 
Geschlechtern und der kürzeren Beitragsdauer der 
Frauen, was zum Großteil auf die Betreuungsarbeit 
innerhalb der Familie zurückzuführen ist.

Eindämmung der Risiken bei privaten Renten
Durch die globale Finanzkrise mussten die meisten 
öffentlichen und privaten Rentenfonds der Region 
Europa zwischen Juni und Dezember 2008 Verluste 
hinnehmen. In den ersten Monaten der Krise lagen die 
Verluste in vielen Ländern zwischen 10 und 35 Prozent 
(IVSS, 2009). Obwohl in den vergangenen Monaten 
partiell eine Erholung festgestellt wurde, sahen sich 
Beobachter durch die unsichere Marktentwicklung ver-

anlasst, die Rolle und Wirkung mehrsäuliger oder 
mehrgliedriger privater Rentenfonds zu überdenken, 
insbesondere in Systemen, bei denen die Mitgliedschaft 
obligatorisch ist und deren Guthaben in Wertpapieren 
angelegt werden.

Durch diese Entwicklungen sind auch Probleme ins 
Scheinwerferlicht gerückt, die bereits vor der Krise bei 
zahlreichen privaten Systemen bestanden, insbeson-
dere Schwächen der Führung, hohe private Verwal-
tungsgebühren und das Fehlen gesetzlicher Vorgaben 
für die Berechnung von Leistungen.

Wer diese jüngsten Finanzverluste zu tragen hat, hängt 
vom Typ des Rentensystems ab. Bei Rentensystemen mit 
festgelegten Beiträgen und individuellen Sparkonten, 
wie es sie in vielen der neueren EU-Mitgliedsstaaten 
sowie in Dänemark und Schweden gibt, haben die Ver-
sicherten sofort einen Teil ihrer Rentensparbeträge ver-
loren. Bei den Rentensystemen mit garantierten Leis-
tungen, die in Irland, in den Niederlanden und im Ver-
einigten Königreich verbreitet sind, ist die Lage etwas 
anders, da das Leistungsniveau durch ein Gesetz oder 
ein kollektives Abkommen gesichert ist. Hier führten 
die erlittenen Verluste dazu, dass die Reserven der 
Systeme unter den Wert fielen, der zur Erfüllung der 
zukünftigen Leistungsverpflichtungen erforderlich ist. 
In Irland und im Vereinigten Königreich zum Beispiel 
sank der finanzielle Deckungsgrad von 120 Prozent auf 
ca. 75 Prozent. Wenn die Fehlbeträge nicht mit zusätz-
lichen Einnahmen aufgefangen werden können, wird es 
zu Leistungseinschnitten kommen müssen. Durch die 
Folgen der Krise sehen sich viele Arbeitgeber gezwun-
gen, keine neuen Versicherten mehr in ihre Festleis-
tungssysteme aufzunehmen und auf Festbeitragssys-
teme mit Individualkonten auszuweichen. Dies ver-
stärkt den Wandel von Festleistungssystemen zu 
Festbeitragssystemen mit Individualkonten, der schon 
vor der Krise quer durch Europa zu beobachten war. In 
einigen Ländern wie im Vereinigten Königreich wehren 
sich die Arbeitnehmer gegen diese Umstellung.
 
In anderen Ländern haben die Regierungen den Beitrag, 
der aus dem öffentlichen Rentensystem an das System 
der obligatorischen Individualkonten abgezweigt wurde, 
eingefroren oder gesenkt (Bulgarien, Estland, Lettland 

Eine dynamische soziale Sicherheit für Europa: Wahlmöglichkeiten und Verantwortung
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und Litauen). Dadurch werden die durch die Rezession 
entstandenen Steuerausfälle für die Regierungen gemil-
dert, und es stehen mehr Mittel zur Finanzierung der 
öffentlichen Renten zur Verfügung. So entsteht aller-
dings auch eine Mehrbelastung für die Verwaltungen 
privater Fonds, da ein bedeutender Anteil ihrer Verwal-
tungskosten fest (unabhängig von den Beiträgen) ist. Die 
Kürzungen könnten also bei den privaten Systemen zu 
höheren Kosten für die Versicherten führen.

Obwohl sich die Finanzmärkte 2009 teilweise erholten, 
stehen die Regierungen nach wie vor unter dem öffent-
lichen Druck, die Risiken privater Renten aktiv einzu-
dämmen. Die Regierungen haben daraufhin verschie-
dene Initiativen vorgelegt.

Erstens versorgen sie ihre Versicherten mit klareren 
Informationen über die Risiken. Lettland, die Türkei 
und das Vereinigte Königreich betreiben Informations-
kampagnen oder verlangen von den Rentenfonds eine 
stärkere Offenlegung ihrer Daten. In der Slowakei ließ 
die Regierung Informationen an die Arbeitnehmer 
darüber verbreiten, für welche Altersgruppen und Ein-
kommensprofile die Mitgliedschaft in einem privaten 
Fonds nicht vorteilhaft ist. Ungarn verlangt von den 
privaten Fonds, die Gründe für ihre niedrigen Investi-
tionserträge darzulegen. Österreich verfügt über ein 
neues Gesetz, das eine stärkere Offenlegung der Ver-
waltungsgebühren verlangt.

Zweitens entwickeln und verbessern die Regierungen 
sogenannte Standardlösungen, mit denen die Arbeit-
nehmer automatisch derjenigen Kasse zugeteilt werden, 
die gemäß einer Tabelle für sie die beste ist, wobei sie 
das Recht haben zu wechseln. 2012 werden im Verei-
nigten Königreich alle berechtigten Arbeitnehmer 
automatisch entweder mit einem Individualkonto oder 
in der Betriebsversicherung ihres Arbeitgebers pflicht-
versichert. Bulgarien, Deutschland, Ungarn, Italien 
und Polen entwickeln und/oder verbessern sogenannte 
Lebenszeit-Fonds, die weniger volatile Investitionen 
umfassen und in welche die beruflichen Kassen auto-

matisch übergehen, wenn die Arbeitnehmer ins 
Rentenalter kommen.

Eine dritte Maßnahme richtet sich an die Führung der 
privaten Rentenfonds und verlangt bessere Sachkennt-
nis in der Rentenaufsicht. In Deutschland wurde ein 
Gesetz verabschiedet, mit dem die unabhängige Über-
wachung und das Risikomanagement gestärkt werden. 
Norwegen überarbeitet gerade die Finanziellen Bemes-
sungsregeln, anhand deren die Solvenz privater Fonds 
beurteilt wird. In einigen Ländern (Spanien, Portugal, 
Vereinigtes Königreich und Italien) stimmt die Renten-
aufsicht ihre Aktivitäten stärker mit den Regierungs-
stellen mit ähnlichem Auftrag (Zentralbank und 
Finanzministerium) ab.

Schließlich sehen sich einige Regierungen durch die 
Krise gezwungen, tiefgreifende Probleme der privaten 
Rentensysteme anzugehen, insbesondere die hohen 
Verwaltungskosten, welche die Lebensersparnisse der 
Arbeitstätigen um große Teile mindern (EK, 2006a).9 
Verschiedene Regierungen (Belgien, Polen, Lettland, 
Litauen, Spanien und die Slowakei) haben Maximalbe-
träge für die Gebühren festgelegt oder sie an die Inves-
titionserträge des Fondsmanagers gebunden. Nach 
Beginn der Krise halbierte Polen die maximale Gebühr, 
die private Rentenkassen erheben können. Die Slowa-
kei erwägt ähnliche Maßnahmen.

Verbesserung der Mindestrente
Mit dem allgemeinen Trend in der Region hin zu 
stärker einkommensbezogenen und privat verwalteten 
Rentensystemen steigt die Bedeutung sowohl einer 
Mindestrente als auch der möglichen Auswirkungen 
auf den Anreiz, beschäftigt zu bleiben.

Die Armut von Rentnern ist in vielen Ländern ein 
ernstes Problem. 2007 waren in Zypern, Estland, Lett-
land, Litauen und im Vereinigten Königreich mindes-
tens 30 Prozent der Rentner armutsgefährdet.10 In der 
EU-25 liegt die Armutsgefährdung für Rentner hinge-
gen bei 19 Prozent. In den anderen Ländern der Region 

9.	 Die Gebühren für Guthaben in EU-Ländern reichen von 0,5 Prozent bis 2,5 Prozent jährlich. Wenn jedes Jahr eine jährliche Guthabengebühr von 1 Prozent abgezogen 
wird, entspricht dies am Schluss insgesamt ca. 20 Prozent der Lebensersparnisse des Arbeitnehmers.

10.	 Siehe <http://epp.eurostat.ec.europa.eu/tgm/table.do?tab=table&init=1&language=de&pcode=tsdde320&plugin=1.> Armutsgefährdung besteht gemäß EK bei einem 
Einkommen von unter 60 Prozent des nationalen verfügbaren Median-Äquivalenzeinkommens (EK, 2006a, b)..

Kapitel 2 Sicherung eines angemessenen Renteneinkommens
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gibt es höhere Anteile armutsgefährdeter älterer Men-
schen, insbesondere in den Ländern Zentralasiens, 
obwohl es dafür keine vergleichbaren statistischen 
Daten gibt.

Verschiedene Regierungen korrigierten kürzlich ihre 
Mindestrenten nach oben, und zwar über den Betrag 
hinaus, der nach der gesetzlichen Indexierung ver-
pflichtend ist. Finnland kündigte eine Anhebung der 
Mindestrente um 23 Prozent an (Inkrafttreten 2011). 
Kroatien kombinierte eine bedeutende Anhebung der 
Mindestrente mit restriktiveren Anspruchskriterien. 
Die neue Solidaritätszulage in Portugal bietet Rentnern 
über 80 Jahren ein zusätzliches Renteneinkommen. 
Kasachstan führte 2005 die staatliche Grundrente 
wieder ein, die zehn Jahre zuvor bei der „Privatisie-
rung“ des Rentensystems gestrichen worden war. Russ-
land erhöhte den Anteil des Pauschalbetrags der Ren-
tenformel, wodurch die Mindestrente in die Höhe 
schnellte, und hat für 2010 eine weitere umfassende 
Reform geplant. Zwischen 2007 und 2009 erhöhten 
verschiedene weitere Staaten (Armenien, Aserbaid-
schan, Kirgisistan, Georgien, Tadschikistan und 
Moldau) ihrer Renten erheblich.

Aufgrund der Krise ergriffen verschiedene Länder 
besondere Maßnahmen, um die Empfänger von Min-
destrenten zu unterstützen (MISSOC, 2009). Slowenien 
gewährte eine einmalige Zulage zur Bewältigung der 
gestiegenen Lebensmittelpreise. Österreich genehmigte 
eine Energiezulage, und Island zahlt Rentnern, deren 
Gesamteinkommen aus Kapital-, Arbeits- und Renten-
einkommen unter einer bestimmten Schwelle liegt, 
eine besondere Zulage.

In einkommensbezogenen Rentensystemen liegt die 
Mindestrente für Arbeitnehmer, die gewisse Min
destbeitragsbedingungen nicht erfüllen, oft außer 
Reichweite. Einige Länder haben sich in jüngster Ver-
gangenheit dieses Problems angenommen. In den 

Niederlanden zum Beispiel sind nun auch Arbeitneh-
mer mit befristeten Anstellungsverhältnissen versichert, 
und in Belgien werden auch Teilzeitarbeitsverhältnisse 
für die Ermittlung des Anspruchs auf eine Mindestrente 
mitgerechnet. Zusätzlich haben mehrere EU-Mitglieds-
staaten den Rentenanspruch bei Elternzeit verbessert, 
und manche Länder (das Vereinigte Königreich und 
Deutschland) führen einen solchen Anspruch für 
Zeiten der Pf lege älterer Familienangehöriger ein. 
Dadurch haben Frauen und Männer, die ihre Familien-
angehörigen betreuen, einen Anspruch auf eine Min-
destrente. In diesem Sinn wird die Angleichung der 
Rentenalter für Männer und Frauen im Vereinigten 
Königreich und in Ungarn auch die Situation der 
Frauen im Ruhestand verbessern. Das Konzept eines 
niedrigeren Rentenalters für Frauen und die angebli-
chen Vorteile daraus werden immer mehr hinterfragt. 
Die oft kürzere, weniger gut bezahlte und stärker frag-
mentierte beruf liche Lauf bahn von Frauen kann 
nämlich dazu führen, dass diese eine niedrigere oder 
gar keine Rente erhalten.

Einige EU-Mitgliedsstaaten hegen die Befürchtung, eine 
Mindestrente könnte ein Anreiz sein, weniger zu arbei-
ten, was die Anstrengungen, die Rentenbeträge stärker 
an das erzielte Einkommen zu koppeln, torpedieren 
würde (EK, 2006b). Die Entscheidungsträger und Ver-
waltungsfachleute der Rentenfonds in Moldawien 
äußerten sich in diesem Sinn. Diese Bedenken sind ein 
Zeichen erhöhter Spannung zwischen der Garantie einer 
minimalen Leistungsangemessenheit und der Vermei-
dung von Anreizen, die vom Arbeiten abhalten. Solche 
negativen Anreize können durch eine Mindestrente 
abgeschwächt werden, die mit der Anzahl der Beitrags-
jahre steigt, wie dies in Frankreich, Griechenland, 
Lettland, Litauen und den Niederlanden der Fall ist.

In Kasten 2.4 sind die wichtigsten Schlussfolgerungen 
aus den in diesem Kapitel vorgestellten Entwicklungen 
und Trends zusammengestellt.

Eine dynamische soziale Sicherheit für Europa: Wahlmöglichkeiten und Verantwortung
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2.4.  Wichtigste strategische Schlussfolgerungen

– � Die Bevölkerungsalterung hat zu Rentenreformen geführt, die die Arbeitnehmer dazu zwingen oder sie ermutigen, länger 

beschäftigt zu bleiben und die persönlichen Rentensparbeträge zu erhöhen. Diese Reformen verringerten die prognostizierten 

Fehlbeträge, aber eine weitere Anpassung ist nötig. Die Rezession könnte diese Verbesserungen jedoch wirkungslos machen.

– � Die Krise hat die Debatte um die Angemessenheit staatlich verordneter, privat verwalteter Rentensparpläne wieder angeheizt, 

besonders wenn diese mit volatilen Investitionen operieren. In vielen Ländern ist eine stärkere Regulierung der privaten 

Rentensysteme nötig, damit die individuellen Sparbeträge besser geschützt werden.

– �E in höheres Rentenalter und/oder die Verlängerung der für eine Vollrente erforderlichen Beitragszeit kann zusammen mit einer 

hohen Arbeitslosigkeit und Verlusten bei privaten Sparguthaben zu einer Zunahme von Altersarmut führen, insbesondere bei 

Arbeitnehmern mit niedrigen Einkommen und bei Frauen, die zum Teil beschränkte Möglichkeiten hatten, angemessen vorzu-

sorgen. Eine großzügigere Mindestrente könnte dazu beitragen, dieses Risiko zu lindern.

Kapitel 2 Sicherung eines angemessenen Renteneinkommens
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Die meisten Länder der Region Europa verfügen über 
gut entwickelte Programme mit Familienleistungen, 
einschließlich Ergänzungsleistungen für Zeiten der 
Elternschaft und der Kleinkindererziehung; Unter-
haltszahlungen für Familien zur Deckung der zusätz-
lichen Kosten bei der Kindererziehung; sowie eine 
Reihe von Sozialdiensten. Innerhalb der EU, wo die 
Mitgliedsstaaten selber für die Familienpolitik zustän-
dig sind, mahnt die EK seit Längerem einen Ausbau 
von Familienleistungen an, insbesondere für die Kin-
dererziehung, weil sie sich dadurch mehr Chancen-
gleichheit für Frauen und Männer im Beruf erhofft. In 
den Ländern Zentral- und Osteuropas und der ehema-
ligen Sowjetunion gehören umfassende Familienleis-
tungssysteme zum Erbe der sozialistischen Periode. 
Im Verlauf der letzten zwei Jahrzehnte kürzten die 
meisten Regierungen die Ausgaben für diese Pro-
gramme, insbesondere für die am meisten benachtei-
ligten Familien. Der Trend lässt sich am besten in Kir-
gisistan veranschaulichen, wo die Zahl der Kinderta-
gesstätten von 2000 bis 2008 um zwei Drittel abnahm 
und nur noch 11 Prozent der Kinder im entsprechen-
den Alter extern betreut werden.11 Die jüngsten Refor-
men bei Familienleistungen haben innerhalb der 
Region unterschiedliche Ausprägungen erhalten: 
Einige Länder lockern die Bedingungen für einen 
Anspruch auf Familienleistungen, damit die Familien 
stärker unterstützt werden, wohingegen andere, die 
hinsichtlich des negativen Arbeitsanreizes und der 

KAPITEL 3

Die wachsende Rolle  
von Familienleistungen

Haushaltslücken Bedenken haben, den Anspruch ein-
schränken (Europarat, 2009).

Vor diesem vielschichtigen Hintergrund ragen drei 
größere Initiativen heraus. Es handelt sich um Anstren-
gungen, die Familienleistungen einzusetzen für: die För-
derung einer höheren Beschäftigungsquote bei Frauen; 
die Deckung neuer Bedürfnisse von Familien, die durch 
prekärere Beschäftigungsverhältnisse und verteiltere 
Familienstrukturen entstehen; sowie die Bewältigung der 
niedrigen Fruchtbarkeit und der Bevölkerungsalterung.

Förderung eines höheren Beschäftigungsgrads  
bei Frauen12

Ein Ziel der Lissabon-Strategie ist es, den Beschäfti-
gungsgrad in den Mitgliedsstaaten anzuheben, indem 
ein größerer Anteil der großen Bevölkerungsgruppen 
wie der Frauen, der älteren Arbeitnehmer und der 
Jugendlichen ins Erwerbsleben eingebunden wird. 
Diese Strategie ist ein wichtiger Pfeiler innerhalb der 
Anstrengungen der EU, das Wachstum zu stimulieren 
und so besser mit den Kosten der Bevölkerungsalte-
rung zurechtzukommen. Für Frauen setzt die EU ein 
Beschäftigungsziel von mindestens 60 Prozent an, das 
bis 2010 erreicht sein soll. Hierfür soll vor allem das 
Kinderbetreuungsangebot ausgebaut werden. 

Bis 2008 wurden beträchtliche Fortschritte erzielt, und 
zehn EU-Länder übertrafen die Zielvorgaben. Die mitt-

11.	A ls bedeutender Gegentrend kann gewertet werden, dass Kasachstan 2008 eine Mutterschafts- und Kindererziehungsversicherung einführte.

12.	A ußerhalb der EU haben viele Regierungen in ihren Programmen die jungen Menschen und nicht so sehr die Frauen im Visier, wenn es darum geht, den Beschäfti-
gungsgrad zu heben. Einige dieser Länder verfügen über höhere Geburtenraten als die EU-Mitgliedsstaaten sowie über größere Kohorten junger Menschen, die Schwie-
rigkeiten bei der Stellensuche haben.
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lere Beschäftigungsquote für Frauen in den EU-27-Län-
dern betrug 59,1 Prozent, das sind nur knapp weniger 
als die 60,4 Prozent für die Frauen in der EU-15 (EK, 
2009a). Der Beginn der globalen wirtschaftlichen 
Rezession und der dadurch verursachte Anstieg der 
Arbeitslosigkeit könnten jedoch Teile dieser Erhöhun-
gen wieder rückgängig machen und das Erreichen der 
Zielvorgaben gefährden.

In ihren Anstrengungen, die Lissabon-Ziele zu errei-
chen, lancierten die EU-Mitgliedsstaaten Reformen der 
Familienleistungen, mit denen erwerbstätige Eltern 
unterstützt werden. Einige Länder außerhalb der EU 
haben ähnliche Reformen eingeführt. Diese Änderun-
gen sind formell geschlechtsneutral. Weil Frauen 
jedoch weiterhin den Hauptteil der familiären Betreu-
ung leisten, profitieren sie am stärksten davon.

Erstens stimmen einige Länder die Kindererziehungs-
leistungen besser auf die beruflichen Anforderungen 
ab. In Bulgarien können Eltern, die einen Anspruch auf 
Elternzeit und Elterngeld haben, 50 Prozent des Eltern-
gelds erhalten, wenn sie erwerbstätig bleiben. Die 
Tschechische Republik bietet Eltern die Möglichkeit, 
die Bezugsdauer des Elterngelds zu verlängern, wobei 
der monatliche Betrag dann entsprechend niedriger ist.

Zweitens wird in einigen Ländern die Höhe bestimmter 
Familienleistungen individuell bestimmt, sodass die 
Beträge, die ein Arbeitnehmer erhält, stärker vom Ver-
dienst in der Vergangenheit abhängen. Dänemark und 
die Niederlande verabschiedeten Individualkontensys-
teme mit Steueraufschub, damit die Arbeitnehmer ihre 
Auszeit von der Arbeit für die Kinderbetreuung, die 
Kindererziehung und andere Zwecke auch finanzieren 

können. Diese Arrangements befinden sich in beiden 
Ländern noch in einem frühen Umsetzungsstadium. 
Andere Länder versuchen, „Leistungsfallen“ zu elimi-
nieren, die es für Mütter finanziell unattraktiv machen, 
wieder ins Erwerbsleben einzutreten, da ihre Leistun-
gen höher sind als die erwarteten zukünftigen Ein-
künfte. Frankreich führt ein Programm mit einem 
Arbeitssolidaritätseinkommen ein (Revenu de Solidarité 
Active – RSA), das Eltern, die an ihre Arbeitsstelle 
zurückkehren oder sich selbstständig machen, einen 
Einkommenszuschuss bietet. Das Vereinigte Königreich 
hat für Eltern, die wieder an die Arbeit zurückkehren, 
einen Arbeitsbonus eingeführt, sodass ihr Gesamtein-
kommen höher ist als ihre bisherigen Leistungen.

Um die Gleichstellung von Mann und Frau zu fördern 
und den Müttern mit kleinen Kindern die Berufstätig-
keit zu erleichtern, werden zusätzliche Anreize für 
Väter gesetzt, sodass es für diese attraktiver wird, sich 
an der Kinderbetreuung zu beteiligen. In den Ländern 
der EU hatten die Väter lange Zeit denselben Anspruch 
auf Kinderbetreuungsleistungen. Und doch werden 
diese Leistungen von ihnen selten genutzt. Einige 
Länder stocken die öffentliche Unterstützung weiter 
auf, um die Beteiligung von Vätern zu vergüten und zu 
fördern (siehe Kasten 3.1).

2006 führte Schweden einen „Gleichstellungsbonus“ in 
Form einer Steuererleichterung ein, um eine gleiche 
Aufteilung der Elternzeit zwischen den Eltern zu beloh-
nen. Deutschland bietet seit 2007 zusätzlich zwei 
Monate Elternzeit, falls der Vater mindestens zwei 
Monate nimmt. In Italien wird die einmonatige Verlän-
gerung der Elternzeit als Belohnung für die väterliche 
Beteiligung immer stärker genutzt. Österreich verlän-

3.1.  Nutzung der Elternzeit und der Kinderbetreuungsleistungen durch Väter in Island

Island bietet Vätern drei Monate Elternzeit mit Kinderbetreuungsleistungen, das ist dieselbe Dauer wie für Frauen, sowie drei 

Monate, die zwischen den Eltern aufgeteilt werden können (3 Monate für die Mutter, 3 Monate für den Vater, sowie 3 Monate, die 

sich die beiden teilen, das sind alles zusammengezählt 9 Monate).

2007 nutzten 90 Prozent der isländischen Väter einen Teil dieser Leistungen, wobei die mittlere Dauer 97 Tage betrug. Dies ist die 

höchste Nutzung von Elternzeit durch Väter in Europa. Die Elternzeit wird jedoch immer noch meist vorwiegend von der Mutter 

in Anspruch genommen, hier betrug der Durchschnitt 180 Tage.

Quelle: Petursdottir und Einardottir, 2008.
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gert die Dauer der Zahlungen, wenn sich beide Eltern-
teile an der Kleinkinderbetreuung beteiligen. Finnland 
betreibt eine öffentliche Informationskampagne, um 
die Väter zu ermutigen, ihr Recht auf Familienzeit 
wahrzunehmen.

Als weitere Unterstützung für Frauen (und Männer) 
zur Aufnahme einer Arbeit wurden die bestehenden 
Kinderbetreuungsprogramme flexibler gestaltet. Die 
Tschechische Republik führt ein gegenseitiges Eltern-
hilfeprogramm ein, wonach Eltern eine Elternzeit für 
die Betreuung der eigenen Kinder, aber auch ein Entgelt 
für die Betreuung fremder Kinder erhalten. Deutsch-
land baut die Kinderbetreuung außer Haus aus, insbe-
sondere für Kinder unter drei Jahren. Diese Initiative 
stützt sich vermehrt auf Tagesmütter anstelle von Insti-
tutionen. In Frankreich wurden die Subventionen für 
Tagesmütter flexibler gestaltet, damit auch Eltern mit 
unregelmäßigen Arbeitszeiten ihrer Arbeit nachgehen 
können. In Bulgarien erhalten Arbeitslose, die sich um 
Kinder von Müttern kümmern, die wieder arbeiten, 
einen Anspruch auf Staatsbeihilfen zum Lohn und zu 
den Sozialleistungen. 2009 lancierte Russland ein neues 
Unterstützungsprogramm für Kindertagesstätten.

Durch die erhöhte Flexibilität dieser Programme 
können Eltern, meist Frauen, die sich zu Hause um ihre 
Kinder kümmern, dies in größerem Maße tun; damit 
können die zahlreichen arbeitslosen Frauen eingebun-
den werden, indem sie eine Betreuung leisten, die 
anderen Frauen erlaubt, ihrer Arbeit nachzugehen, was 
die Beschäftigungsquote von Frauen doppelt steigert. 
Die Löhne dieser Betreuungspersonen sind jedoch 
niedrig, und die Arbeit ist stark geschlechterspezifisch. 
So werfen auch diese Entwicklungen die Frage der 
Gleichstellung und gleichen Einkommens innerhalb 
der Familie auf. Zusätzlich gibt es in vielen Ländern 
Diskussionen über die Qualität der Betreuung in 
kleinen Einrichtungen, da die entsprechenden Leis-
tungserbringer oft kaum geschult sind.

Mehr Hilfen für bedürftige Familien
Die Zunahme der Nichtstandard- und Teilzeitarbeit 
kann das Familienleben vor ernste Probleme stellen: 
wechselnde Arbeitszeiten, erhöhte Mobilität, niedrigere 

Löhne und eine geringere Deckung durch soziale 
Sicherheit (Knijn und Smit, 2009). Viele Familienleis-
tungsprogramme werden umstrukturiert, damit diese 
Schwierigkeiten angegangen werden können.

Belgien, Bulgarien, Kirgisistan, Deutschland, Irland, 
Italien, Malta, Portugal und Rumänien gehören zu den 
Ländern mit erhöhten Familienleistungen, insbeson-
dere für Menschen mit niedrigen Einkommen. Seit 
dem Beginn der globalen Rezession haben Belgien und 
Dänemark die Unterstützung für Alleinerziehende 
erhöht. Luxemburg, die Niederlande und das Verei-
nigte Königreich ersetzten direkte Zahlungen durch 
Steuererleichterungen, damit mehr Familien mit nied-
rigen Einkommen erreicht werden können. Slowenien 
reduzierte im Bemühen, den Zugang zu Familienleis-
tungen zu verbessern, die Anzahl erforderlicher 
Antragsformulare und gestattet Online-Anträge.

Zusätzlich wurden neue Dienste geschaffen, die sich an 
Familien in prekärer Lage richten. Sowohl Belgien als 
auch Dänemark ergriffen kürzlich solche Initiativen. 
Zur Bekämpfung der hohen Kinderarmut trat in Finn-
land im Januar 2008 ein neues Kinderwohlfahrtsgesetz 
in Kraft. Das Vereinigte Königreich schuf ein Pro-
gramm zur Unterstützung junger Väter bei der Über-
windung von Hindernissen, die sie von der Betreuung 
ihrer Kinder abhalten. Die Türkei startete ein Pro-
gramm mit Geldtransfers an Eltern, meist Mütter, 
wenn sie ihre zum Schulbesuch anhalten und sie regel-
mäßig medizinisch untersuchen lassen. Ähnliche Pro-
gramme sind in Albanien, Rumänien und der Republik 
Mazedonien im Entstehen begriffen.

Größere Unterstützung bei der Geburt 
von Kindern
Die meisten Länder in Europa weisen Fertilitätsraten 
auf, die zu niedrig sind, um die Bevölkerung konstant 
zu halten. Die niedrige Fertilität bedroht auch die 
Wirtschaftsleistung und trägt zur Bevölkerungsalte-
rung bei. Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken, 
werden als Teil der nationalen Strategien zur Förde-
rung höherer Geburtenzahlen auch Familienleistungs-
programme eingesetzt.

Kapitel 3 Die wachsende Rolle von Familienleistungen
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3.2.  Wichtigste strategische Ziele

– �A ngebot von Unterstützungsleistungen zur Durchsetzung und Förderung höherer Beschäftigungsquoten für Frauen, wie in der 

Lissabon-Strategie der EU verlangt.

– � Setzung von Anreizen für Männer, damit sie sich stärker an der familiären Betreuung beteiligen und dadurch die Frauen im 

Spannungsfeld zwischen Familie und Beruf entlastet werden.

– � Größeres Unterstützungsangebot für Paare, die Kinder wünschen.

Die Stoßrichtung dieser Programme widerspiegelt 
unterschiedliche nationale Auffassungen davon, welche 
Rolle der Staat bei der Förderung der Fertilität spielen 
soll. Die Regierungen Irlands, Deutschlands und der 
Schweiz etwa formulieren ihre Ziele so, dass sie Men-
schen unterstützen wollen, die Kinder wünschen, 
anstatt eine höhere Fertilität aktiv zu unterstützen 
(Europarat, 2009). Kroatien, Lettland, Litauen und Por-
tugal hingegen haben politische Instrumente gewählt, 
die direkt Geburten fördern, damit die Bevölkerung 
wächst. In diesen vier Ländern sank die Fertilität seit 
den 1970er-Jahren markant und liegt unterhalb der 
Ersatzrate von 2,1 Kindern pro Frau. In Westeuropa 
weisen nur Island, Irland und Frankreich Fertilitätsra-
ten von mindestens 2,0 Kindern pro Frau auf. In Frank-
reich kann die gegenwärtige Fertilitätsrate teilweise auf 
die sozialpolitischen Maßnahmen zur besseren Verein-
barung von Familie und Beruf zurückgeführt werden.

Maßnahmen zur Hebung der Fertilität, einschließlich 
der In-vitro-Fertilisation, werden bereits in Österreich, 
Serbien und Slowenien durch Familienleistungspro-

gramme finanziert. Die Ukraine führte ein Geburts-
geld ein und erhöhte die Beihilfen für größere Fami-
lien. Rumänien schuf ein Heiratsgeld, und die Slowakei 
erweiterte das Geburtsgeld, sodass auch das zweite und 
dritte Kind gedeckt sind. Polen verlängerte die Mutter-
schaftszeit. Russland gewährt Müttern von zweiten 
Kindern große Beiträge, die vom Rentensystem verwal-
tet und am dritten Geburtstag des Kindes ausgezahlt 
werden. Das Vereinigte Königreich führte für Mütter, 
die sich einer Untersuchung durch einen Arzt oder eine 
Hebamme unterzogen haben, ab der 26. Schwanger-
schaftswoche ein Schwangerschaftsgeld ein.

Die neuesten Entwicklungen innerhalb der Familien-
leistungsprogramme richten sich an Familien, die 
wegen der Zunahme prekärer Arbeit und der sich 
ändernden Familienstrukturen vermehrt unter Druck 
stehen. Ein weiterer wichtiger Aspekt dieser Entwick-
lungen ist der Versuch, der beschleunigten Bevölke-
rungsalterung vorzubeugen und sie in den Griff zu 
kriegen. Kasten 3.2 fasst die wichtigsten strategischen 
Ziele zusammen.
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Der Gesundheitsschutz variiert stark innerhalb der 
Region Europa, und sowohl innerhalb der Länder als 
auch zwischen ihnen gibt es große Unterschiede. In der 
EU-15 verfügen die meisten Länder über gut entwickelte 
Gesundheitsdienste, und die meisten Bürger sind sehr 
zufrieden mit ihrer Gesundheitsversorgung. In 
manchen Ländern jedoch gibt es stellenweise Qualitäts-
mängel und Erbringungsengpässe, und alle stehen vor 
Finanzierungsproblemen. In den EU-Mitgliedsstaaten, 
die seit 1989 eine freie Marktwirtschaft einführten, 
haben die meisten große Schritte getan, um die aus der 
sozialistischen Periode geerbten Gesundheitssysteme 
neu zu gestalten (Waters et al., 2008). Sie haben eine 
soziale Krankenversicherung eingeführt, die Verwal-
tung dezentralisiert und neue Anreize für einen effizien-
ten Einsatz der Ressourcen gesetzt. Dennoch kämpfen 
sie noch immer damit, wie die übermäßige Nutzung von 
Krankenhäusern und institutioneller Pflege beschränkt 
werden kann. In den Balkanstaaten und den GUS-Län-
dern stellt man einen großen Mangel an erschwingli-
cher Gesundheitsversorgung und hohe Eigenbeteiligun-
gen fest (IAA, 2009). Insgesamt reichen die Gesund-
heitsausgaben in der Region Europa von 11 Prozent des 
BIP in Frankreich und der Schweiz bis zu weniger als 4 
Prozent in Kasachstan (WHO, 2009). Alle Länder stehen 
weiterhin vor der Herausforderung, ihre Gesundheits-
ausgaben besser für Qualitätssteigerungen und ausführ-
lichere Gesundheitsstatistiken zu nutzen.

Innerhalb der Gesundheitspolitik und -verwaltung 
können in der Region vier bedeutende Trends ausge-

macht werden. Dabei handelt es sich um Bemühungen 
der Regierungen, die Kosteneffizienz von Gesundheits-
ausgaben zu steigern, den Zugang für benachteiligte 
Gebiete und Bevölkerungsgruppen zu verbessern, die 
gegenwärtigen und prognostizierten Versorgungseng-
pässe bei der Langzeitpflege zu beseitigen sowie die 
Qualitätsmängel bei der Gesundheitsversorgung zu 
beheben.

Höhere Kosteneffizienz
In den meisten Ländern steigen die Gesundheitsausga-
ben, und zwar wegen der technischen Innovation, der 
Bevölkerungsalterung und des größeren Wohlstands. 
In den EU-Mitgliedsstaaten wird die Alterung die 
Ausgaben bis 2060 laut Vorhersagen von ca. 7 Prozent 
auf 8,5 Prozent des BIP erhöhen. Wenn die gegenwär-
tigen und prognostizierten Finanzierungslücken 
behoben werden sollen, dann braucht es bei der Res-
sourcennutzung im Gesundheitswesen eine höhere 
Kosteneffizienz.

Ein erster Ansatz lautet, den Wettbewerb zu stimulie-
ren. Zahlreiche europäische Regierungen haben inner-
halb des Gesundheitssektors „Dienstleistermärkte“ 
geschaffen, und die Krankenhäuser und Allge-
meinärzte müssen um die Ressourcen der Behörden in 
einen Wettbewerb treten. Die Provinzregierungen in 
Schweden verfahren nach diesem Ansatz, wie auch die 
Regionalregierungen in Italien. Einige Regierungen 
gestatten privaten Gesundheitsunternehmen, sowohl 
Versicherern als auch Leistungserbringern, sich an 

KAPITEL 4

Ausweitung der Gesundheits­
versorgung durch Kosteneffizienz 
und Qualität
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öffentlichen Systemen zu beteiligen. 2006 verabschie-
deten die Niederlande eine umfassende Gesundheitsre-
form, die von den öffentlichen Versicherungsanstalten 
verlangte, dass sie entweder privatisiert werden oder 
mit privaten Fonds fusionieren. 2008 ersetzte Ungarn 
die ehemalige nationale Gesundheitsversicherungsan-
stalt durch regionale Körperschaften, die bis zu 
49 Prozent im Besitz von privaten Versicherungsunter-
nehmen sein können. Bulgarien plant, den privaten 
Krankenversicherungsfonds zu erlauben, sich am 
Angebot für die obligatorische nationale Krankenversi-
cherung zu beteiligen. 

Um sicherzustellen, dass die im Wettbewerb stehenden 
Privatversicherer die weniger Gesunden nicht ausschlie-
ßen, haben die Regierungen Risikoausgleichsmechanis-
men eingeführt. Die Niederlande, Polen, die Schweiz, 
Rumänien und die Slowakei haben kürzlich Systeme 
zum Finanzausgleich zwischen den Krankenversiche-
rungsfonds entwickelt, wobei Fonds mit gesünderen 
Versicherten diejenigen mit einem unverhältnismäßigen 
Anteil kostenintensiver Personen zu entschädigen haben.

Zweitens setzen viele Länder auf Prävention, um hohe 
Arzneimittelkosten zu vermeiden. In der Schweiz 
bieten einige Versicherer Rabatte für einen gesunden 
Lebensstil (z.B. aufhören zu rauchen). In den Nieder-
landen werden gewisse, mit einem positiven Lebensstil 
verbundene Kosten (z.B. Mitgliedschaft in einem Fit-
nessstudio) erstattet, wie auch einige Behandlungskos-
ten für Personen mit behandelbaren medizinischen 
Problemen (z.B. Diabetes). Seit dem Beginn der globa-
len Rezession hat Russland seine Kampagne gegen 
Alkoholmissbrauch ausgeweitet. Die EK stellte jedoch 
fest, dass die Ausgaben für Prävention in der gesamten 
EU nach wie vor niedrig sind, verglichen mit den von 
den Regierungen formulierten Zielen (EK, 2009c).

Drittens verlangen die Regierungen von den Konsumen-
ten eine Kostenbeteiligung für ihre Gesundheitsversor-
gung. Damit sollen nicht nur die öffentlichen Ausgaben 
gesenkt (Kostendämmung), sondern auch das Bewusst-
sein der Konsumenten für die entstehenden Kosten 

geschärft und damit eine höhere Kosteneffizienz erreicht 
werden. Geringfügige Eigenbeteiligungen, die in vielen 
westeuropäischen Systemen seit Längerem üblich sind, 
wurden in der Tschechischen Republik, Ungarn,13 Lett-
land, der Slowakei und Slowenien eingeführt. Frank-
reich hat die Eigenbeteiligungen kürzlich erhöht.

Einige Staaten verwenden sogenannte „Pförtner“, um 
die Inanspruchnahme kostenintensiver Dienste einzu-
schränken, aber auch um doppelte Diagnosen und 
Behandlungen zu vermeiden. Als Teil der Gesundheits-
reform von 2006 richteten die Niederlande ein landes-
weites Netzwerk von Nachtkliniken ein, in denen All-
gemeinärzte Leute beraten, die sonst eine Notfallauf-
nahme in einem Krankenhaus aufsuchen würden, was 
in den meisten Fällen viel kostenintensiver wäre. In 
Frankreich muss, wer direkt zu einem Spezialisten oder 
in ein Krankenhaus geht, umgehend eine zusätzliche 
Gebühr entrichten. Ungarn verlangt von Personen, 
die direkt ein Spital aufsuchen, die Vergütung von 
30 Prozent der Kosten.

Schließlich haben einige Staaten Aufsichtsbehörden 
eingerichtet, welche die Kosteneffizienz neuer Techno-
logien prüfen, bevor sie allgemein eingesetzt werden. In 
England und Wales ist das Nationale Institut für Klini-
sche Exzellenz dafür zuständig, das dem National 
Health Service angegliedert ist. Ähnliche Körperschaf-
ten wurden in Schweden, Finnland und Deutschland 
geschaffen. Verschiedene zentraleuropäische Staaten 
ziehen mit einem ähnlichen Ansatz nach oder ziehen 
einen solchen in Erwägung.

Ausräumen von Zugangshindernissen
Ungleichheiten beim Zugang zur Gesundheitsversor-
gung sind in der Region ein wichtiges Thema. Die EK 
hat wiederholt ihrer Sorge über starke Ungleichheiten 
in den Mitgliedsstaaten Ausdruck verliehen (EK, 2008, 
2009c). Mit dem Hinweis, dass die Wurzeln oft in 
Armut, Arbeitslosigkeit und mangelnden Bildungs-
chancen liegen, rief die EK die Mitgliedsstaaten dazu 
auf, diese Ungleichgewichte zu beheben. Außerdem 
bemühen sich zahlreiche Staaten sowohl innerhalb als 
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13.	 2006–2007 führte Ungarn Eigenbeteiligungen für die primäre Gesundheitsversorgung, für ambulante Dienste und für jeden Krankenhaustag ein, aber das Gesetz 
wurde 2008 in einer Volksabstimmung verworfen.
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4.1.  Kampf gegen inoffizielle Zahlungen für Gesundheitsdienste in Russland

2009 lancierte das Ministerium für Gesundheit und soziale Entwicklung neue Maßnahmen im Kampf gegen die verbreitete Praxis 

der inoffiziellen „Gefälligkeits“zahlungen für medizinische Dienste in Krankenhäusern und der Vorauszahlungen für zukünftige 

Dienste.

Das Ministerium gab eine aktualisierte Liste mit Leistungen und Diensten heraus, die kostenlos sind, und appelliert an die Nutzer, 

Aufforderungen zu zusätzlichen Zahlungen zu melden, damit der Bundesdienst für die Überwachung des Gesundheitswesens und 

der sozialen Entwicklung in diesen Fällen ermitteln kann.

Quelle: Ministerium für Gesundheit und soziale Entwicklung, 2009.

auch außerhalb der EU, den Zugang zu einem Gesund-
heitsschutz kurzfristig zu verbessern.

Ein erster möglicher Ansatzpunkt liegt bei den institu-
tionellen Zugangshindernissen. Slowenien hat es für 
mittellose Personen leichter gemacht, Gesundheits-
dienste zu erhalten, da die Leistungserbringer nun ihre 
Kosten direkt der Krankenversicherungsanstalt von 
Slowenien in Rechnung stellen können. Österreich hat 
in den Bundesländern „One-Stop-Shops“ Gesundheits-
plattformen eingeführt, wo Personen nur eine einzige 
Anlaufstelle haben. In den Niederlanden konnte durch 
eine neue Kopfpauschale der Zugang zu Ärzten in 
unterversorgten Gebieten erhöht werden, wo die 
primäre Gesundheitsversorgung bisher nur auf einem 
sehr niedrigen Niveau gewährleistet war.

Ein zweiter Ansatzpunkt ist die Ausweitung der primä-
ren Gesundheitsversorgung. Frankreich führte ein 
ergänzendes Versicherungsprogramm für Personen 
mit niedrigen Einkommen ein, das kostenlos Arznei-
mittel, Brillen, zahnärztliche Dienste und Hörhilfen 
anbietet. Belgien hat die bestehenden kostenlosen 
Zahnarztdienste auf Kinder und ältere Menschen mit 
niedrigen Einkommen ausgeweitet. 2006 startete Russ-
land ein umfassendes nationales Programm zur Ver-
besserung der primären Gesundheitsversorgung. Dazu 
gehören öffentliche Informationskampagnen über die 
Notwendigkeit von Impfungen und Abklärungen zu 
Ansteckungskrankheiten wie Tuberkulose, sowie die 
Finanzierung medizinischer Geräte, regionaler Klinik-
zentren und von Notarztfahrzeugen.

In den Ländern Zentral- und Osteuropas und der 
ehemaligen Sowjetunion wird der Zugang durch 

Geldforderungen des medizinischen Personals behin-
dert, die von den Patienten für von der sozialen Kran-
kenversicherung gedeckte Dienste so genannte 
„Gefälligkeits“ zahlungen verlangen. Jüngste Schät-
zungen gehen davon aus, dass diese Zahlungen in der 
Tschechischen Republik 19 Prozent der Gesamtkosten 
der Gesundheitsdienste ausmachen, in Russland 30 
Prozent und in Bulgarien 37  Prozent. Um solche 
Gefälligkeitszahlungen zu unterbinden, führten ver-
schiedene ZOE-Regierungen formelle Eigenbeteili-
gungen ein. Andere Länder (Estland, Ungarn, Lett-
land, Slowenien und die Slowakei) legten das von der 
sozialen Krankenversicherung gedeckte Leistungspa-
ket genauer fest. Russland startete jüngst eine Kampa-
gne gegen illegale Gefälligkeitszahlungen (siehe 
Kasten 4.1).
 
Bessere Versorgung mit Langzeitpflege
Die Verfügbarkeit von Langzeitpflege ist sowohl inner-
halb als auch zwischen den Ländern sehr unterschied-
lich. Zudem wird die Bevölkerungsalterung dazu 
führen, dass immer mehr Personen mit chronischen 
Gesundheitsproblemen zu kämpfen haben. Die stei-
gende Nachfrage nach Langzeitpf lege wird auch die 
Kosten für diese Dienste erhöhen. In den EU-Mit-
gliedsstaaten wird die Langzeitpflege laut Vorhersagen 
die nationalen Gesundheitsausgaben bis 2060 im 
Durchschnitt um 1,1 Prozent des BIP erhöhen (EK, 
2009a). Das Angebot einer solchen Pflege bei Patienten 
zu Hause oder auf ambulanter Basis in der Gemeinde 
ist auf jeden Fall humaner und weniger kostenintensiv 
als in einem Krankenhaus, einem Pflege- oder Alten-
heim. Die Hauptanstrengungen richten sich deshalb 
darauf, die lokalen Kapazitäten zu stärken, damit eine 
solche Pflege angeboten werden kann.
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Weil es derzeit und laut Prognosen auch in Zukunft an 
Personal fehlt, fördert Deutschland ambulante Dienste, 
höhere Leistungen für die häusliche Pf lege und die 
weitere Entwicklung lokaler Pf legezentren (siehe 
Kasten 4.2). Island bietet für ältere Menschen individu-
alisierte Dienste an, damit diese zu Hause gepf legt 
werden können. Portugal fördert die Beteiligung der 
Familienangehörigen bei der Pflege älterer Menschen 
und Behinderter, wobei die Sozialdienste und die 
Gesundheitseinrichtungen die Unterstützung koordi-
nieren. Estland hat im Sektor der Sozialdienste ein 
Fallmanagement eingeführt. Die Slowakei hat ein 
neues Gesetz, das die Langzeitpflege auf Gemeindeba-
sis für Menschen mit chronischen Behinderungen ein-
schließlich häuslicher Dienste neu regelt. In Polen 
kümmert sich ein aus verschiedenen Behörden zusam-
mengesetztes Team um die Ausarbeitung eines Geset-
zes für die Langzeitpflege.

Für einen Erfolg dieser Bemühungen werden zwei 
Faktoren entscheidend sein: die Verfügbarkeit von 
Familienangehörigen für die Pflege und der Bestand an 
häuslichem Pflegepersonal. Wenn sich die gegenwärti-
gen Initiativen zur Steigerung der Beschäftigungsquote 
bei Frauen als erfolgreich erweisen, wird der Bedarf an 
häuslichem Pflegepersonal noch steigen. Da Pflegefach-
kräfte im Bereich der häuslichen Pflege derzeit gering 
entlohnt werden und den eigenen Sozialstatus als 
niedrig betrachten, wird die erfolgreiche Erbringung 
einer Langzeitpf lege in Heim und auf kommunaler 
Ebene darauf angewiesen sein, dass diese Arbeit besser 
vergütet und attraktiver gemacht wird.

Verbesserung der Qualität 
der Gesundheitsversorgung
Trotz der großen Unterschiede bei der Qualität der 
Gesundheitsversorgung innerhalb der Länder und in 
der gesamten Region ist es einigen wenigen Ländern 
gelungen, in ihren Bemühungen um eine konstant hohe 
Qualität der Dienste bedeutende Fortschritte zu erzie-
len (EK, 2009c). In den vergangenen Jahren ragten ins-
besondere zwei Initiativen heraus: erstens die Schaffung 
und Nutzung neuer Maßnahmen zur Qualitätsbeurtei-
lung, und zweitens die erhöhte Aufmerksamkeit für die 
Sicherheit der Patienten (Legido-Quigley et al., 2008).

Als neue Maßnahme unterstützt der Nordische Rat eine 
Arbeitsgruppe zu Nationalen Qualitätsindizes. Schweden 
führte freiwillige „Qualitäts-Register“ für medizinisches 
Fachpersonal ein, mit denen dieses die Eingriffe und 
Ergebnisse vergleichen kann. Das slowenische Gesund-
heitsministerium und die Ärztekammer haben ein 
Projekt lanciert, mit dem in allen medizinischen Fachbe-
reichen Qualitätsindikatoren entwickelt werden. Einige 
wenige Gesundheitsstellen von Regierungen haben ange-
fangen, für die Zulassung von Leistungserbringern neue 
Qualitätsmaßstäbe einzuführen und Richtlinien für die 
Behandlung zu erlassen (EK, 2008b). Dänemark hat Stan-
dards und Indikatoren für 36 Qualitätsbereiche entwi-
ckelt, die als Grundlage für die Zulassung von Gesund-
heitseinrichtungen und medizinischem Fachpersonal 
dienen werden. Finnland setzt neu gestaltete Gesund-
heitsindikatoren ein und stellt Richtlinien für die Behand-
lung von 193 Krankheiten auf. Die Niederlande entwi-
ckeln Indikatoren, um nach und nach Krankenpflege und 
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4.2.  Änderung des Pflegeprogramms in Deutschland

Ein Jahrzehnt nach Erlass des Pflegegesetzes von 1995 nahm Deutschland 2005 und erneut 2007 bedeutende Änderungen vor. 

Durch diese Änderungen:

– � wird bei den Beiträgen zur Pflegeversicherung zwischen Versicherten mit und ohne Kinder unterschieden; 

– � erhalten ältere Menschen mit demenziellen und psychischen Erkrankungen einen leichteren Zugang zur Pflege (sowie erhöhte 

Geldleistungen);

– � wird die Pflege älterer Menschen durch Familienangehörige gefördert, wobei (in Unternehmen mit mehr als 15 Beschäftigten) 

für diese Pflege ein Anspruch auf sechs Monate unbezahlter Freistellung von der Arbeit besteht, während deren die pflegende 

Person weiter kranken- und pflegeversichert wird; bei einem plötzlich auftretenden Pflegefall können Pflegende bis zu zehn 

Tage der Arbeit fernbleiben.

Quelle: Bundesministerium für Gesundheit, 2008.
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häusliche Pflege, Betreuung von Behinderten und psy-
chisch Kranken, Suchtbehandlung, Allgemeinärzte und 
Zahnärzte zu erfassen. Die Slowakei hat seit 2005 die 
Erbringer im Gesundheitswesen (meist Krankenhäuser) 
nach einer Reihe von Indikatoren erfasst, die mit finanzi-
ellen Anreizen zur Qualitätsverbesserung gekoppelt sind.

Zusätzlich zielen jüngst in einigen Ländern Leistungs-
vergütungssysteme, wie sie im Gesundheitssektor 
schon lange zur Steigerung der Effizienz und Produkti-
vität eingesetzt werden, auf die Qualitätssicherung ab. 
Diese Entwicklung reflektiert die zunehmende Akzep-
tanz, dass eine verbesserte Qualität in der Gesundheits-
versorgung zu gesünderen Patienten und damit lang-
fristig zu Einsparungen führen wird. Das Vereinigte 
Königreich verabschiedete 2004 das Rahmenprogramm 
Qualität und Ergebnisse, wonach allgemeinärztliche 
Praxen freiwillig über Maßnahmen zur Versorgungs-
qualität in vier Bereichen berichten: Klinisches, Orga-
nisatorisches, Patientenbehandlung und Zusatzdienste. 
Eine Ergebnisstudie aus dem Jahr 2008 verzeichnete 
bedeutende Qualitätsverbesserungen bei der Betreuung 
und Behandlung von Patienten mit Asthma, Diabetes 
und koronaren Herzkrankheiten (OECD, 2009).

2005 machten sowohl Luxemburg als auch das Verei-
nigte Königreich die Patientensicherheit zu einem 

Schlüsselthema ihrer jeweiligen EU-Ratspräsidentschaft. 
Im selben Jahr gab eine Expertengruppe des Europarats 
eine Empfehlung zur Erhöhung der Patientensicherheit 
heraus, die 2006 vom Rat der Europäischen Union 
(Ministerrat) genehmigt wurde. 2007 lancierte die EK 
eine Initiative zur Patientensicherheit und Qualität der 
Gesundheitsversorgung, welche die Mitgliedsstaaten mit 
Hilfsmitteln und Informationen versieht.

Innerhalb dieses Rahmens haben manche Staaten 
eigene Initiativen zur Sicherheit im Gesundheitswesen 
entwickelt. 2007 richtete Ungarn eine Kontrollstelle für 
Krankenversicherungen ein, um die Mechanismen der 
Qualitätssicherung zu verbessern. Im selben Jahr 
begann Deutschland mit der Veröffentlichung von 
Daten über die Qualität von Krankenhäusern. Damit 
sollte nicht nur die Sicherheit erhöht, sondern auch der 
Wettbewerb stimuliert werden, sodass die Patienten auf 
dieser Grundlage besser zwischen den Krankenhäu-
sern wählen können. Im Regierungsprogramm von 
2005–2008 bemühte sich Rumänien um eine sicherere 
Behandlung für Patienten (EK, 2008c).

In Kasten 4.3 sind die wichtigsten Schlussfolgerungen 
aus den vier größeren Trends in der Region im Bereich 
Gesundheitspolitik und -verwaltung, wie sie im Kapitel 
erörtert wurden, zusammengefasst.

4.3.  Wichtigste Schlussfolgerungen

– � In vielen Ländern sucht man aufgrund der steigenden Gesundheitskosten nach Mitteln zur Steigerung der Kosteneffizienz 

bei der Verwendung öffentlicher Ressourcen. Die neuesten Reformen zielen auf eine Stimulierung des Wettbewerbs, mehr 

Prävention, bessere Kostenteilung und den Einsatz von „Pförtnern“ zur Vermeidung doppelter Diagnosen und zur Prüfung der 

Notwendigkeit und Angemessenheit des Einsatzes neuer Technologien.

– � Durch die derzeitigen und die prognostizierten Versorgungslücken sehen sich die Staaten veranlasst, die Kapazitäten in der 

Langzeitpflege zu erhöhen. Zahlreiche Initiativen fördern die Langzeitpflege auf kommunaler Ebene und die Unterstützung der 

Pflege durch Angehörige. Es ist dringend notwendig, den Mangel an häuslichem Pflegepersonal zu beheben.

– �Z ur Reduzierung der Ungleichheiten beim Zugang setzen die Staaten bei den organisatorischen Hindernissen an und weiten 

die Grundversorgung auf benachteiligte Gruppen und Regionen aus. Zudem kämpfen sie in zahlreichen GUS- und ZOE-Staaten 

gegen inoffizielle Gefälligkeitszahlungen, die das Gesundheitspersonal illegal verlangt.

– �E inige Länder führen Programme zur Messung der Versorgungsqualität ein, und die fortgeschrittensten beginnen damit, solche 

Qualitätsstandards auf die Erbringer anzuwenden, die in der Folge aufgrund von Qualitätsstandards bezahlt werden.
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KAPITEL 5

Schlussfolgerungen:  
Die Herausforderungen  
für die Verwaltung

Die hier dargelegten Entwicklungen und Trends bei der 
Reform der sozialen Sicherungssysteme in Europa 
stellen die Verwaltungsfachleute der sozialen Sicherheit 
vor neue und schwere Aufgaben. Bei diesen immer 
komplexeren und ehrgeizigeren Reformen geht es 
darum, die Deckung sozialer Risiken auszuweiten. Mit 
den Reformen wird auch versucht, das Verhalten von 
Interessengruppen zu verändern, den Wettbewerb 
unter einer Vielfalt von Erbringern zu stimulieren, die 
Verwaltungskosten zu senken und individualisiertere 
Leistungen mit freier Wahl anzubieten. 

In diesem Bericht wurden zahlreiche Beispiele von 
Bemühungen dargelegt, die Einfluss auf das Verhalten 
der Bevölkerung zu nehmen versuchen. Mit den Renten-
reformen sollen die älteren Arbeitnehmer dazu gebracht 
werden, ihren Ruhestand hinauszuschieben und länger 
beschäftigt zu bleiben. Die Familienleistungsreformen 
und andere Politikinstrumente wollen es den Frauen 
leichter machen, Beruf und Familie zu vereinbaren, und 
die Männer dazu bewegen, sich stärker an der Kinderbe-
treuung zu beteiligen. Die Gesundheitsreformen sind 
bestrebt, sowohl die Leistungserbringer als auch die 
Patienten von einer übermäßigen Nutzung der Kran-
kenhäuser und Notfallaufnahmen abzuhalten, und 
setzen stärker auf Prävention und eine Grundversor-
gung auf kommunaler Ebene.

In den Bereichen Renten und Gesundheitsversorgung 
wurden in vielen Ländern die Türen geöffnet, sodass 

sich auch private Unternehmen an der Leistungserbrin-
gung beteiligen können. Im Bereich Renten geschieht 
dies durch privat verwaltete Individualkonten und in 
der Gesundheitsversorgung durch private Krankenver-
sicherungen und privatwirtschaftliche medizinische 
Unternehmen. Beide Reformen erlauben eine Vielfalt 
von Anbietern, aus der die Versicherten wählen können. 
Des Weiteren haben einige Gesundheitsversorgungssys-
teme marktähnliche Verhältnisse eingeführt, wobei die 
öffentlichen Leistungserbringer untereinander um 
Ressourcen in Wettbewerb treten müssen. Bei den 
Familienleistungen gestalten die Regierungen die Ver-
gütungsregeln für die private Kinderbetreuung flexibler, 
insbesondere für kleine privatwirtschaftliche Kinderta-
gesstätten. Einige wenige Regierungen sind so weit 
gegangen, die Familienleistungen der Sozialversiche-
rung durch Individualkonten zu ersetzen, sodass die 
Versicherten besser wählen können, wofür sie ihre 
angesparten Beiträge einsetzen wollen, z.B. zur Weiter-
bildung, für ein Sabbatjahr oder für Elternzeit. 

Die Umsetzung dieser Reformen stellt an die Verwal-
tungsfachleute der sozialen Sicherheit große Anforde-
rungen. Die Führungskräfte müssen bei ihren Mitar-
beitern und den Institutionen noch stärker als zuvor 
ein serviceorientiertes Bewußtsein einführen, sie 
müssen ihre Anstrengungen mit denjenigen anderer 
Stellen koordinieren, detailliertere Daten erfassen und 
diese zu aufschlussreicheren Analysen verarbeiten. Sie 
müssen auch Regeln für die privaten Anbieter formu-
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lieren, ihre Einhaltung und Effizienz beurteilen und die 
Entscheidungsträger über die Themen auf dem Laufen-
den halten, auf die sie selbst bei der Umsetzung der 
Reformen stoßen.

Eine guter Service als soziales Kapital
Durch die Bevölkerungsalterung werden die Beteiligten 
der sozialen Sicherheit gezwungen sein, mehr für die 
soziale Sicherheit auszugeben und in manchen Fällen 
auch Leistungskürzungen hinzunehmen. Sie werden die 
zusätzliche Belastung wahrscheinlich als fair akzeptie-
ren, sofern sie den Eindruck haben, dass die Verwaltung 
der sozialen Sicherheit effizient und effektiv arbeitet. In 
diesem Sinne ist das Streben nach Exzellenz in der Ver-
waltung eine Art soziales Kapital, das helfen kann, das 
öffentliche Vertrauen zu stärken, das nötig ist, um den 
Herausforderungen der Zukunft entgegenzutreten. Die 
Verwaltungsfachleute sind das Gesicht der sozialen 
Sicherheit. Wenn Vertrauen geschaffen werden soll, 
dann muss die Öffentlichkeit die Verwaltungsfachleute 
als so effizient wahrnehmen wie die eines gut geführten 
Privatunternehmens und als so fürsorglich wie einen 
guten Freund. Dies verlangt, dass die Angestellten der 
Verwaltung der sozialen Sicherheit ein starkes service
orientiertes Bewußtsein entwickeln und als dessen 
Sachwalter agieren für diejenigen, die Beiträge entrich-
ten und auf Leistungen angewiesen sind.

Die Verwaltungsfachleute der sozialen Sicherheit 
müssen auch durch gutes Beispiel vorangehen und 
nach denselben Grundsätzen verfahren, welche der 
Staat den Privatunternehmen auferlegt: geeignete Stel-
lenprofile für ältere Arbeitnehmer, damit diese ihren 
Ruhestand hinausschieben können; die Gleichstellung 
von Mann und Frau bei Einstellung und Beförderung; 
Genehmigung und Förderung des Anspruchs von 
Vätern auf Elternzeit. Wenn die Führungskräfte der 
sozialen Sicherheit beispielhaft handeln, dann können 
sie dank ihrer öffentlichen Stellung auch Privatunter-
nehmen anspornen, es ihnen gleichzutun.

Koordinierung zwischen verschiedenen Trägern
Die Notwendigkeit einer Zusammenarbeit zwischen 
verschiedenen Trägern wird noch verstärkt durch 
Reformen, welche nicht mehr einzeln den herkömmli-
chen Zuständigkeitsbereichen zugewiesen werden 

können. Die Steigerung der Kapazitäten in der Lang-
zeitpflege innerhalb der Gemeinden erfordert zum Bei-
spiel zugleich die Beteiligung der Gesundheitsbehör-
den und der Sozialdienste. Das Setzen von Anreizen 
für ältere Arbeitnehmer, damit sie länger beschäftigt 
bleiben, verlangt nicht nur eine Änderung der Renten-
bestimmungen und der Arbeitsgesetzgebung, sondern 
auch das Vorhandensein geeigneter Stellen und Weiter-
bildungsmöglichkeiten, was sowohl den Arbeitneh-
mern als auch den Arbeitgebern einiges abverlangt.

Eine solche Zusammenarbeit zwischen verschiedenen 
Trägern kann verschiedene Formen annehmen und 
umfasst Gesprächsrunden und Arbeitsgruppen, in 
denen gemeinsame oder einander ergänzende Lösungs-
ansätze zu allgemeinen Problemen gesucht werden, for-
melle Abkommen, in denen die jeweiligen Rollen der 
Beteiligten festgelegt sind, sowie Absprachen zur 
gegenseitigen Informationsübermittlung, wodurch das 
Fachwissen und die Effizienz in den einzelnen Stellen 
stark gesteigert werden können. Eine derartige Zusam-
menarbeit ist nie wirklich einfach zu bewerkstelligen. 
Sie verlangt von den Führungskräften viel Beharrlich-
keit und diplomatisches Geschick, wenn Ziele in sich 
überschneidenden Zuständigkeitsbereichen verfolgt 
werden sollen. Für ergebnisorientierte Führungskräfte 
wird eine solche Zusammenarbeit durch das breite 
Spektrum der jüngsten Reformen der sozialen Sicher-
heit jedoch praktisch zu einer Notwendigkeit.

Die wachsende Bedeutung der Datenerfassung
Zahlreiche Reformen der jüngsten Zeit versuchen, die 
Menschen zu einer Änderung wichtiger Verhaltenswei-
sen zu bewegen. Dies kann bei der Arbeitssuche sein, 
der Umstellung auf einen gesünderen Lebensstil, dem 
Wahrnehmen von Elternzeit oder der Verlängerung 
des aktiven Berufslebens. Ebenso versuchen sie, die 
Kosteneffizienz der sozialen Sicherheit in den Griff zu 
bekommen. Ob diese Bemühungen zum Erfolg führen, 
ist höchst ungewiss, und es ist deshalb notwendig, die 
Ergebnisse der Systeme genauer mitzuverfolgen.

Je nach Stand der wirtschaftlichen Entwicklung eines 
Landes und der Qualität der politischen Steuerung 
unterscheiden sich die Anforderungen stark. In 
weniger fortgeschrittenen Ländern besteht ein großer 
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14.	 Die Offene Methode der Koordinierung bietet einen Rahmen für die politische Koordinierung ohne gesetzliche Bindung, innerhalb dessen die Mitgliedsstaaten bewährte 
Verfahren austauschen und so aus den Erfahrungen anderer lernen können.

Kapitel 5 Schlussfolgerungen: Die Herausforderungen für die Verwaltung

Verbesserungsbedarf bei der statistischen Erfassung 
von Basisprogrammen. Viele Institutionen der sozialen 
Sicherheit sammeln und veröffentlichen keine Daten zu 
den Basisprogrammen, wie etwa zur Anzahl der Leis-
tungsempfänger, zu Gesamteinnahmen und Ausgaben 
sowie Verwaltungskosten. Sie führen auch nicht Buch 
über die wichtigsten Merkmale der Leistungsempfän-
ger wie Alter, Geschlecht, Familienstand und Erwerbs-
biografie. Insbesondere die Erstellung vertiefter Analy-
sen wird schwieriger, wenn viele GUS-Staaten und 
Länder aus Südosteuropa kaum über statistische Daten 
verfügen. In diesen Ländern sind die nationalen Statis-
tiken durch unregelmäßige Beschäftigtenerhebungen 
und das Bestehen eines umfangreichen informellen 
Sektors oft unvollständig oder unzuverlässig (Gal, 
Hagemejer und Fultz, 2005; IAA, 2008). Diese Infor-
mationslücken wurden in den vorangehenden Kapi-
teln, die sich vorwiegend auf EK-Statistiken stützen, 
klar aufgezeigt. Wenn die grundlegenden Informatio-
nen aber nicht vorhanden sind, müssen die Entschei-
dungsträger bei der Planung von Reformen weitgehend 
„im Dunkeln“ arbeiten.

In allen Ländern besteht ein Bedarf, nicht nur die Mit-
telwerte der wichtigsten Variablen (wie etwa Löhne, 
Beiträge oder Leistungsniveaus) zu erheben, sondern 
auch die Erfahrungen von Arbeitnehmern und Leis-
tungsempfängern mit unterschiedlichen Profilen zu 
dokumentieren. Da atypische Beschäftigungsverhält-
nisse immer stärker verbreitet sind, wird der Durch-
schnittsversicherte als Ausgangspunkt für die Ent-
scheidungsfindung immer weniger relevant. Insbeson-
dere in Ländern, die das Ruhestandsalter anheben und 
zugleich die Ersatzquoten der Renten senken, sind 
detailliertere Analysen dringend notwendig, da das 
Armutsrisiko für bestimmte Gruppen bei solchen Ein-
griffen hoch ist. Nötig sind aber auch langfristige Vor-
hersagen, wie sie unter der Schirmherrschaft der 
offenen Methode der Koordinierung (OMK) der EG 
entwickelt werden,14 Statistiken zu Programmen mit 
Informationen zu Qualität, neue Qualitätsstandards 
bei Gesundheitseingriffen und erweiterte Statistiken 
über private Leistungen.

Regulierung und Kontrolle der privaten Anbieter
Die öffentlichen Verwaltungsfachleute sehen sich immer 
stärker herausgefordert, da immer mehr Privatunter-
nehmen bei der Erbringung sozialer Sicherheit mitmi-
schen. In manchen Fällen müssen sie die privaten 
Anbieter wegen Marktunvollkommenheiten wie etwa 
fehlenden Informationen lenken. So betreiben öffentli-
che Institutionen zum Beispiel neue Systeme für den 
Risikoausgleich zwischen privaten Krankenversicherern 
durch gegenseitigen Finanztransfer. Sie unterhalten 
auch Leistungsvergütungssysteme auf der Grundlage 
von Qualitäts- und Quantitätserhebungen der privaten 
Gesundheitsdienste. Ähnlich macht auch bei den Fami-
lienprogrammen die stärkere Präsenz privater Anbieter 
die Einführung von Standards, Vergütungsregeln und 
Aufsichtsgremien nötig. Im Bereich der Rentenverwal-
tung hat das öffentliche Verwaltungspersonal oft wenig 
Kontakt mit den privaten Gesellschaften, die vorwie-
gend durch das Finanzministerium oder Rentenauf-
sichtsbehörden beaufsichtigt werden. Dies ändert sich 
jedoch gerade, da die öffentlichen Systeme aufgefordert 
sind, private Leistungen zu erbringen oder Mitglieder 
privater Versicherungen zum Zeitpunkt des Ruhestands 
wieder (allein) ins öffentliche System aufzunehmen. 
Damit solche komplexen Vorkehrungen funktionieren, 
müssen die öffentlichen Verwalter die von den privaten 
Fonds benötigten Informationen und Ressourcen strikt 
einfordern. Alle diese Aufgaben führen dazu, dass die 
Verwaltung der sozialen Sicherheit technisch anspruchs-
voller geworden ist.

Wachsende Rolle in der Politikgestaltung
Im alten Modell des öffentlichen Dienstes hatten die 
Führungskräfte die von Regierung und Gesetz vorge-
gebenen Politiken und Strategien umzusetzen. Im 
neuen Modell gibt es zwischen Politik und Umsetzung 
einen kontinuierlichen Austausch. Heute wird allge-
mein anerkannt, dass die Entscheidungsträger für den 
Entwurf funktionierender und effizienter Gesetze von 
denjenigen, die sie umsetzen, Informationen brauchen. 
Bei den in Zentral- und Osteuropa im letzten Jahr-
zehnt in Kraft getretenen Gesetzen zur Rentenprivati-
sierung besteht hier ganz offensichtlich noch Nachhol-
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5.1.  Strategische Schlüsselbotschaften für Reformen der sozialen Sicherheit

– � Die Reformen werden immer komplexer und müssen koordiniert und maßgeschneidert erfolgen, damit die vielfältigen, immer 

ehrgeizigeren Ziele erreicht werden können (d.h. angemessene Deckung; höhere Kosteneffizienz; pluralistische Erbringungs-

mechanismen; eine angemessene Regulierung und Steuerung; Anpassung an die Bevölkerungsalterung).

– � Die Reformen müssen einen angemessenen Schutz für alle gegen die gedeckten Risiken sicherstellen, Verbesserungen und 

Konstanz bei der Servicequalität anstreben und Wahlmöglichkeiten anbieten.

– � Bessere politische Instrumente verlangen nach Verbesserungen bei der Datenerfassung, und für die Gestaltung der Instrumente 

braucht es von Anfang an und fortlaufend Informationen von den für die Umsetzung verantwortlichen Verwaltungen.

– � Damit vor dem Hintergrund der Bevölkerungsalterung alle Programme finanziell gesund bleiben und bei der Erbringung 

von Leistungen und Diensten Qualität und Wahlmöglichkeiten angeboten werden können, haben alle Interessengruppen ihr 

Verhalten anzupassen. Es liegt also in der Verantwortung aller Beteiligten, die lebenswichtige Rolle, welche die soziale Sicher-

heit in der Gesellschaft spielt, proaktiv zu unterstützen.

bedarf, da viele dieser Gesetze ohne die entsprechende 
Rücksprache entworfen wurden. Ein ebenso offensicht-
licher Bedarf besteht diesbezüglich beim gegenwärti-
gen Streben der Entscheidungsträger nach größerer 
Kosteneffizienz im Gesundheitswesen, die durch ver-
kürzte Dienstleistungsverfahren, größtmögliche Ein-
sparungen und geringstmögliche Kosten erreicht 
werden soll.

Nach einer Phase, in der verbreitet fremde Modelle für 
Reformen der sozialen Sicherheit entlehnt und ange-
wendet wurden, wird nun vermehrt anerkannt, dass 
Reformen stets auf die spezifischen Umstände und die 
Verwaltungskapazitäten des jeweiligen Landes zuge-
schnitten sein müssen (siehe Kasten 5.1). Diese 
Erkenntnis wird in der jüngsten Analyse von Barr und 
Diamond deutlich, die ausdrücklich sagen, dass „… ein 
politisches Instrument, welches die Umsetzungskapa-
zität eines Landes übersteigt, ein schlechtes Instrument 
ist“ (2009, S. 5).

Dieser Ausblick unterstreicht, wie wichtig Erfahrung, 
Weitsicht und Kenntnisse der Verwaltungsfachleute für 
die Politikgestaltung sind. Gleichzeitig tragen die Ver-
waltungsfachleute die Verantwortung, nicht abzuwar-

ten, bis sie gefragt werden, sondern ihre Einsichten 
proaktiv mit den Entscheidungsträgern zu teilen – ein 
Standpunkt, der genau dem IVSS-Konzept einer dyna-
mischen sozialen Sicherheit entspricht, in dem betont 
wird, dass Verwaltungen der sozialen Sicherheit vor-
ausschauend handeln sollen.

Mit Blick in die Zukunft und als weiterer Schritt hin zu 
einer dynamischen sozialen Sicherheit liegt eine der 
ständigen Herausforderungen für die Region Europa 
darin, erfolgreich Neuerungen einzuführen, damit die 
Angemessenheit und finanzielle Tragbarkeit der Leis-
tungen und Dienste der sozialen Sicherheit gewährleis-
tet sind. Dies muss jedoch erfolgen, während gleichzei-
tig die öffentlichen Erwartungen hinsichtlich Ange-
messenheit und Qualität derselben Leistungen und 
Dienste steigen, was nicht weniger anspruchsvoll sein 
dürfte. Um diese Herausforderungen zu bestehen, sind 
fundierte politische Entscheidungen und hoch leis-
tungsfähige Verwaltungen der sozialen Sicherheit not-
wendig, aber dies ist noch nicht alles. Ebenfalls nötig ist 
eine Änderung des Verhaltens bei allen Beteiligten. Um 
dies zu erreichen, stehen die Verwaltungen der sozialen 
Sicherheit, die IVSS-Mitgliedsorganisationen, in der 
Pflicht, mit gutem Beispiel voranzugehen.
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Eine dynamische soziale Sicherheit für Europa: Wahlmöglichkeiten 
und Verantwortung bietet eine Übersicht und Interpretation 
der neuesten Entwicklungen und Trends im Bereich der sozialen 
Sicherheit in Europa. Eine wichtige Schlussfolgerung lautet, dass die 
Erwartungen hinsichtlich der Wahlmöglichkeiten bei Leistungen und 
Diensten Verbesserungen der administrativen Effizienz und Führung 
verlangen. Aber genau wie die Verwaltungen die Verantwortung 
tragen, leistungsorientiert und kosteneffizient zu arbeiten, müssen 
auch alle anderen Akteure der Systeme der sozialen Sicherheit 
verantwortungsvoll handeln. Wenn es letztlich darum geht, das 
Verhalten zu ändern, dann müssen die Verwaltungen der sozialen 
Sicherheit, die IVSS-Mitgliedsorganisationen, mit gutem Beispiel 
vorangehen. Diese Forderung nach Innovation, die zu höherer 
Leistungsfähigkeit führt, ist einer der Aspekte, auf die sich die IVSS 
mit der dynamischen sozialen Sicherheit bezieht.

Dies ist der dritte von insgesamt vier Berichten zu regionalen 
Entwicklungen und Trends, welche die IVSS-Regionalforen im Triennium 
2008–2010 begleiten und dokumentieren. Zusammen mit den 
Berichten über Afrika, Asien und den Pazifikraum sowie Amerika stellt 
das regional ausgerichtete Format dieser Reihe einen neuen Ansatz zur 
besseren Dokumentation und zum besseren Verständnis der wichtigsten 
Herausforderungen dar, damit andere IVSS-Mitgliedsorganisationen in 
den verschiedenen Weltregionen daraus lernen können.

Die Internationale Vereinigung für Soziale Sicherheit (IVSS) ist die weltweit 
führende internationale Organisation, die Regierungsstellen, Verwaltungen 
und Träger der sozialen Sicherheit zusammenbringt. Weltweit zählt die 
IVSS ca. 350 Mitgliedsorganisationen in über 150 Ländern, einschließlich 
142 Organisationen in 43 europäischen Ländern.




